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VORWORT

s braucht Ideen und Perspektiven der Jugend,
„… damit die Welt zusammen hält“! 

Diese Überzeugung und dieser  Leitgedanke liegen dem „Gemeinsamen So-
zialwort der Jugend“ zugrunde, das die Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen 
Jugend in Deutschland (aej) und der Bund der Deutschen Katholischen Jugend 
(BDKJ) gemeinsam vorlegen.

Als Antwort der Jugend auf die Sozialinitiative der Deutschen Bischofskon-
ferenz und des Rates der EKD im Jahr 2014 wollen wir kirchliche Jugendverbän-
de uns mit diesem Sozialwort im Vorfeld der Bundestagswahl 2017 gemeinsam 
zu aktuellen politischen Fragen positionieren und zugleich – vor dem Hinter-
grund christlicher Werte – visionäre Ideen entwickeln für die Themenfelder: 
Teilhabe und Freiheit, Sozialwelt, Globalisierung/Eine Welt/Europa, Umwelt/
Nachhaltigkeit, Arbeitswelt, Bildung, Medien und Vielfalt – all das, was unsere 
Welt zusammenhält.

Fast zwei Jahre Textarbeit einer gemeinsamen Arbeitsgruppe beider großer 
Dachverbände, sowie ein breit angelegter Konsultationsprozess, um junge 
Menschen zu beteiligen –online und in Form eines Hearings –, liegen hinter 
uns. Der so entwickelte Textentwurf war Grundlage für die Diskussion und Be-
schlussfassung des Papiers bei der ersten ökumenischen Konferenz vom Bund 
der Deutschen Katholischen Jugend und der Arbeitsgemeinschaft der Evangeli-
schen Jugend in Deutschland im Dezember 2016. Im Namen unserer Leitungs-
strukturen danken wir der engagierten Arbeitsgruppe und allen Beteiligten 
ganz herzlich für das große inhaltliche und ökumenische Engagement und wir 
freuen uns, Ihnen das gemeinsam verabschiedete Papier vorlegen zu können, 
mit vielen Ideen und vielen Visionen, die aus einer jungen Feder geschrieben 
sind. Wir legen ein Papier vor, das zusammenträgt, was sich junge Menschen in 
unserem Land von der Zukunft wünschen und was sie erwarten, damit unsere 
Welt zusammenhält.  

E

Lisi Maier Mike CorsaBDKJ-Bundesvorsitzende 		             aej-Generalsekretär
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überall gerät unsere Welt aus den 
Fugen, entstehen Konflikte, die so 
komplex und ineinander verschach-
telt sind, dass nicht einmal mehr klar 
ist, wo man zu deren Lösung anset-
zen muss bzw. kann.

Schon isoliert betrachtet scheinen 
die sozialen, ökologischen, politi-
schen und kulturellen Krisen und 
Konflikte unserer Zeit oft unlösbar. 
Die Kluft zwischen Arm und Reich 
wird immer größer. Die Ungleichheit 
zwischen den Menschen nimmt auf 
allen Ebenen zu. Kriegerische Ausei- 
nandersetzungen, wirtschaftliche 
Not und die einsetzenden Folgen des 
Klimawandels führen u. a. zu welt-
weiten Fluchtbewegungen. In den 
immer vielfältiger werdenden Ge-
sellschaften erwachen und erstarken 
Ideologien der Abgrenzung und des 
Menschenhasses. Extreme politische, 
weltanschauliche und religiöse Posi-
tionen gewinnen an Boden, schüren 
Angst und verführen mit einfachen 
Weltbildern.

Einleitung
... damit die Welt zusammen hält“ 

ist der Ansatz, mit dem wir dazu bei-
tragen wollen, unsere Welt ein wenig 
besser zu machen. Hoffnung treibt 
uns an, diese Idee zu verfolgen, uns 
einzumischen und zu handeln.

Darum haben sich aej und BDKJ, 
die Dachverbände der konfessionellen 
Kinder- und Jugendverbände, auf den 
Weg gemacht, ihre Positionen und 
Forderungen zu bündeln und weiter-
zuentwickeln. Nach einem einjäh-
rigen, breiten Diskussionsprozess 
– online mit dem e-partool, auf einem 
zweitägigen Hearing und in den 
Verbandsgremien – haben Verant-
wortliche aus beiden Verbänden ein 
gemeinsames Sozialwort der Jugend 
beschlossen.

„... damit die Welt zusammen 
hält“ scheint heute eher ein frommer 
Wunsch oder eine politische Utopie 
zu sein als eine realistische Möglich-
keit, ein realisierbares Ziel oder gar 
eine Gegenwartsbeschreibung. Denn 

„
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Verschiedene Reaktionen auf 
diese Momentaufnahmen sind 
denkbar:

Wir können die eigenen Interessen 
voranstellen, Grenzen ziehen und ver-
suchen abzublocken, was uns fremd 
und bedrohlich vorkommt. Der Angst 
mit dem Versuch der zunehmenden 
Kontrolle begegnen. Uns zuerst um 
uns selbst und die unsrigen sorgen. 

Denn, so lautet ein oft benutzter 
Ausspruch: Wenn jede_r sich um sich 
selbst sorgt, ist für alle gesorgt.

Doch genau diese Herangehens-
weise funktioniert nach unserer 
Überzeugung nicht. Wenn jede_r 
nur seinen_ihren Weg geht, ohne 
den Blick nach links und rechts, 
ohne Sinn für die Folgen des eigenen 
Handelns, dann kommen sich alle 
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ein „weiter so“ wird die Probleme 
nicht grundsätzlich lösen, sondern 
nur verschieben.

Die politischen Entwicklungen in 
den Jahren 2014 bis 2016, insbeson-
dere die große Migrationsbewegung 
und der wachsende Rechtspopulis-
mus, machen dies besonders deutlich. 
Es wird kein reibungsloses Weiter-
laufen des bisherigen Gesamtsystems 
aus Demokratie, einem auf libera-
lisiertem Kapitalismus basierenden 
Wirtschaftssystem und Sozialstaat-
lichkeit geben. Die Motivlagen von 
vielen Menschen für Entscheidungen, 
wie z. B. den Brexit, bestätigen das. 
Die wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnisse entfalten demokratiege-
fährdende Wirkungen. Es wächst in 
Wissenschaft, Kultur und Politik die 
Einsicht, dass um der Zukunft von 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 
Freiheit willen ein anderes System 
des Wirtschaftens erforderlich ist, 
weil der soziale Frieden nicht mehr 
nur bedroht, sondern eigentlich nicht 
mehr vorhanden ist.

Immer mehr und gerade auch 
junge Menschen wollen dies ändern. 
Sie denken darüber nach, wie es 
möglich sein kann, anders zu leben. 
Sie experimentieren und stellen in 
Frage. Sie leben in der Zuversicht, 
dass es Zukunft und Hoffnung gibt 
(Jer 29,11).

Als junge Menschen haben wir ein 
besonderes Interesse daran, in einer 
Welt zu leben, die zusammenhält. 

in die Quere, dann treten sich die 
Menschen gegenseitig auf die Füße, 
dann sägen sie an den Ästen, auf 
denen sie sitzen. Für eine Weile – und 
für einige Menschen – mag das gut 
gehen, letztendlich werden jedoch 
alle von den Folgen solchen Handelns 
eingeholt.

Die enorme Leistungsfähigkeit der 
weltweiten Gesellschaft liegt auch da-
rin begründet, dass sie ihre verschie-
denen Teile voneinander unabhängig, 
ihren jeweils eigenen Regeln folgend, 
arbeiten lässt: Die Wirtschaft maxi-
miert Profit, der Sozialstaat versucht 
entstehende soziale Spannungen 
zu minimieren, das Bildungssystem 
produziert Qualifikationen und 
Kompetenzen im Sinne der Verwert-
barkeit, die Wissenschaft produziert 
neue Erkenntnisse und Technologien. 
So können sich Institutionen und 
Organisationen auf ihre Aufgaben 
spezialisieren und immer effizienter 
werden. Und all das, was einer Insti-
tution dabei aus dem Blick gerät, dem 
nehmen sich – theoretisch – wiede- 
rum andere an.

Tatsächlich gelingt dies, zumin-
dest wenn Erfolg am mehr oder 
weniger reibungslosen Weiterlaufen 
des Gesamtsystems bemessen wird. 
Doch nach menschlichen – und noch 
mehr nach christlichen Maßstäben 
– kann dies nicht befriedigend sein. 
Denn der (menschliche) Preis ist 
heute schon unfassbar hoch – und die 
Fähigkeit der Menschheit, sich selbst 
auszulöschen, nimmt weiter zu. Auch 
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Ohne in der komplexen weltpoliti-
schen Situation eine ideologische Po-
sition einzunehmen, entwickeln wir 
Visionen davon, wie eine gemeinsame 
Welt aussehen kann, und setzen uns 
für konkrete Ansätze zur Gestaltung 
einer solchen Welt ein. Wichtig ist 
dabei der Gedanke des gemeinsamen 
Lebens mit anderen. Dem entspricht 
die biblische Konzeption des Zusam-
menlebens und der Solidarität. Sie 
macht deutlich, welche Ansprüche 
an soziales Handeln und soziale 
Strukturen zu stellen sind, damit 
die Welt in Vielfalt wachsen und 
gedeihen kann, ohne sich auseinan-
derzuentwickeln und immer wieder 
neue Spannungen und Konflikten zu 
produzieren.

Unser Sozialwort umfasst deshalb 
ein breites Spektrum an Themen. 
Sozialpolitik kann aus unserer Sicht 
nicht isoliert von Bildungs-, Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik 
betrieben werden, aber auch nicht 
losgelöst von den Entwicklungen 
rund um den Digitalen Wandel, von 
den Fragen der Nachhaltigkeit, des 
Fairen Handels und der Solidarität 
in der Einen Welt. Denn in all diesen 
Bereichen müssen konstruktive Lö-
sungen gefunden werden, damit die 
Welt zusammenhält. Das ist unsere 
Hoffnung, unsere Idee, unser Beitrag 
und unsere Zukunft.
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sche Strukturen und das Wissen, die-
se zu nutzen. Wer mitentscheidet, ist 
Teil der Gesellschaft und übernimmt 
Verantwortung nicht nur für sich 
selbst, sondern auch für andere.

Dennoch erfahren viele Menschen 
in Deutschland fehlende Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben. Ins-
besondere Menschen, die von Ar-
mut gefährdet sind (jede 6. Person 
in Deutschland)1, oder Menschen 
mit Behinderung (jede 8. Person in 
Deutschland, wovon der größte Teil 
schwerbehindert ist)2 erleben soziale 
Ausgrenzung.

Die Möglichkeit zur Teilhabe ist 
grundlegend für eine individuelle, 
selbstbestimmte und verantwor-
tungsvolle Gestaltung aller Lebensbe-

1	 Vgl. Leben in Europa (EU-SILC), 2014.
2	  Vgl. Statistisches Bundesamt, 2015.

Lebenswelt gestalten

ie Berufung zur Freiheit ist ein  
     Grundmotiv der jüdisch-christ-

lichen Tradition. Ihr großes alttesta-
mentliches Symbol ist der Exodus, die 
Befreiung des Volkes Israel aus der 
ägyptischen Sklaverei. Von hier aus 
zieht sich die gute Nachricht von der 
Befreiung des Menschen durch Gott 
wie ein roter Faden durch die Bibel.

Frei zu sein bedeutet, aus eigenem 
Willen Entscheidungen treffen und 
sein Leben gestalten zu können. Frei 
ist, wer die Chance hat, sich selbst zu 
entfalten und zu verwirklichen und 
die verschiedenen Möglichkeiten, die 
das Leben bietet, zu nutzen. Freiheit 
ist also nicht nur die Abwesenheit von 
äußeren Zwängen, sondern auch das 
Vermögen und die Macht, sein Leben 
selbstbestimmt und eigenverantwort-
lich zu gestalten.

Zur Freiheit gehört demnach die 
Möglichkeit der Teilhabe unbedingt 
dazu, denn Teilhabe ist Gestaltungs-
macht. Gestaltungsmacht bedeutet, 
die eigene Lebenswelt und ihre Rah-
menbedingungen mitzugestalten. 
Ihre Voraussetzung sind demokrati-

D

„Zur Freiheit hat uns Christus befreit. Bleibt daher fest und lasst 
 euch nicht von neuem das Joch der Knechtschaft auflegen!“
					           (Galater 5,1)
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reiche eines Menschen. Sie muss von 
und auch in Politik stärker ermög-
licht werden. Nur dann können alle 
Interessen eingebracht, ausbalanciert 
und – so weit wie möglich – berück-
sichtigt werden. Die Teilhabe aller 
Menschen umfassend zu ermögli-
chen, ist darum grundlegend für alle 
folgenden „Welten“ in diesem Sozial-
wort.

Teilhabe durch klassische 
politische Beteiligung

Der Kern einer lebendigen demokra-
tischen Gesellschaft besteht darin, 
dass sich alle nach ihren Bedürf-
nissen, Interessen und Fähigkeiten 
beteiligen können. Politische Betei-
ligung kann im demokratischen Sys-
tem der Bundesrepublik Deutschland 
in verschiedenen Formen erfolgen: 
Einerseits ist es möglich, sich mithilfe 

von klassischen Instrumenten wie 
Wahlen, Bürgerentscheiden und Mit-
gliedschaft in einer Partei politisch 
zu beteiligen. Andererseits können 
durch die Teilnahme an vielfältigen 
Aktivitäten politische Prozesse ge-
staltet und die eigene Meinung z. B. 
in Interessengruppen, Vereinen, Ver-
bänden, auf Demonstrationen, durch 
Petitionen oder Beteiligungsprojekte 
kundgetan werden. Nicht alle Men-
schen, die in Deutschland leben, 
dürfen, können oder wollen jedoch 
die bestehenden Beteiligungsformen 
nutzen, haben das Gefühl, gehört zu 
werden oder gar etwas bewirken zu 
können.

Kinder und Jugendliche erhalten 
in Deutschland erst mit 18 Jahren 
das Recht wählen zu gehen. Nur in 
einzelnen Bundesländern dürfen sie 
mit 16 ihre Stimme bei Kommunal- 
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grundlegendes Recht zur Mitbestim-
mung über die Rahmenbedingungen 
ihres Lebensalltags abgesprochen, 
obwohl viele schon langjährig in 
Deutschland leben und hier ihre Hei-
mat gefunden haben.

Zusätzlich werden Menschen mit 
Beeinträchtigungen in politischen 
Debatten übergangen und nicht ein-
bezogen, da sowohl Sprache als auch 
Themen häufig nicht an ihre Fähig-
keiten und Fertigkeiten angepasst 
sind. Solange nicht alle Menschen die 
politischen Diskussionen verstehen 
können, ist ihnen auch eine Betei-
ligung und Teilhabe nicht möglich. 
Insgesamt braucht es also wirksame 
altersgerechte und bedürfnisorien-
tierte Informations-, Beteiligungs- 
und Teilhabemöglichkeiten.

Deshalb fordern wir:

 → als einen ersten Schritt die soforti-
ge Absenkung des Wahlalters auf 14 
Jahre und eine breite gesellschaft-
liche Diskussion um ein Wahlrecht
ohne Altersgrenze.

→ ein Wahlrecht für alle Einwohner_
innen, die ihren Lebensmittel-
punkt in Deutschland haben.

→ die Politik auf, ihre Arbeit in einer
verständlichen Sprache darzustel-
len, so dass sich sowohl Kinder
und Jugendliche als auch Menschen
mit Beeinträchtigungen beteiligen
können. Dazu müssen noch inten-
siver und umfassender als bisher

oder Landtagswahlen abgeben. Diese 
Altersgrenzen verhindern politische 
Teilhabe. Wenn unter 18-Jährige bei 
allen Wahlen wählen gehen dürften, 
hätte dies positive Effekte: Neben 
dem direkten Einfluss auf das Wahl-
ergebnis und somit der Mitgestaltung 
von Parlamenten und Politik, wären 
Verantwortliche in Politik verstärkt 
in der Pflicht, politische Wahlpro-
gramme und Informationen für die 
junge Altersgruppe zu erstellen. Da-
durch würde gewährleistet werden, 
dass kinder- und jugendpolitische 
Themen in Politik ein entsprechend 
stärkeres Gewicht bekommen.

Ein Wahlrecht ohne Altersgrenze, 
bei dem jeder Person das Recht gege-
ben wird, wählen zu gehen und eine 
Stimme zugesprochen wird, könnte 
wie folgt ablaufen: Sobald sich junge 
Menschen zur Wahl bereit fühlen, 
können sie von ihrem Wahlrecht Ge-
brauch machen. Es handelt sich also 
weiterhin um ein Recht und nicht um 
eine Pflicht. Alle unter 18-Jährigen 
würden durch eine Eintragung in ein 
Wahlregister diese Bereitschaft erst-
mals signalisieren und an kommen-
den Wahlen teilnehmen können. Ein 
Stellvertreter_innenwahlrecht oder 
ein Familienwahlrecht stellt hingegen 
kein echtes Wahlrecht für Kinder und 
Jugendliche dar.

Neben Kindern und Jugendlichen 
sind in Deutschland lebende Men-
schen mit nicht-deutscher Staatsan-
gehörigkeit weitestgehend vom Wahl-
recht ausgeschlossen. Ihnen wird ein 
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neue Wege, Materialien und Me-
thoden entwickelt werden.

 → ebenfalls, dass alle Beteiligten ihre
Mitbestimmungs- und Beteili-
gungsrechte kennen müssen, diese
wahrnehmen können und erfah
ren, dass ihre Beteiligung Wirkung
zeigt.

 → weiterhin, dass politische Entschei-
dungsprozesse für alle einsehbar
und nachvollziehbar sein müssen.

Teilhabe durch (politische) 
Selbstorganisation

Außer Wahlen gibt es die Möglich-
keit, durch Engagement zum Beispiel 
in Verbänden, Vereinen, Initiativen, 
Projekten, der Teilnahme an (online) 
Petitionen, Demonstrationen oder 
der Gründung von Interessengruppen 
an der politischen Willensbildung 
mitzuwirken. Um diese Möglichkei-
ten nutzen zu können, braucht es 
Kenntnis darüber und Motivation 
sich einzubringen. Durch das selbst- 
organisierte ehrenamtliche Engage-
ment junger Menschen in z. B. Kin-
der- und Jugendverbänden leben und 
lernen Kinder und Jugendliche demo-
kratisches Handeln und werden dazu 
befähigt, ihre Interessen selbstbe-
wusst und eigenständig zu vertreten. 
Diese Formen der Selbstorganisation 
sind ein unveräußerlicher Teil einer 
lebendigen und funktionierenden de-
mokratischen Gesellschaft und sind 
nicht nur deswegen im Grundgesetz 
festgeschrieben3.

3	  Grundgesetz Artikel 2 (persönliche Frei-
heitsrechte), Artikel 8 (Versammlungsfrei-
heit) und Artikel 9 (Vereinigungsfreiheit)

Die selbstorganisierte Beteiligung 
basiert meist auf ehrenamtlichem 
Engagement. Um diese Form der 
gesellschaftlichen Beteiligung zu 
ermöglichen und weiterhin auf-
rechtzuerhalten, müssen jedoch die 
Rahmenbedingungen für das Ehren-
amt grundlegend verbessert werden. 
Verbindliche Freistellungsregelungen 
für Auszubildende, Schüler_innen, 
Studierende und Arbeitende sind ein 
Schritt in diese Richtung4.

 
Desweiteren benötigt Ehrenamt 

frei verfügbare Zeit. Speziell Kinder 
und Jugendliche haben aber immer 
weniger Zeit, über die sie selbststän-
dig entscheiden und verfügen kön-
nen. Die Gründe sind vor allem die 
Ausdehnung der täglichen Schulzeit 
und die gestiegenen Anforderun-
gen im gesamten Bildungssystem5. 
Kinder und Jugendliche brauchen 
für ihre Persönlichkeitsentwicklung 
und für ihre eigenen Lern- und Bil-
dungsprozesse jedoch unbedingt die 
Möglichkeit, sich in ihrer Freizeit 
entsprechend ihrer Interessen zu 
beschäftigen.

Junge Menschen haben ein Recht 
auf Freizeit, Freiräume, Beteiligung 
und Teilhabe, dies ist nicht zuletzt 
in der UN-Kinderrechtskonvention 
in den Artikeln 12, 13, 14, 15, 17 und 31 
festgeschrieben.

4	  Weitere Forderungen und Erläuterun-
gen siehe Arbeitswelt.
5	  Siehe Bildungswelt.
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Teilhabe durch 
Barrierefreiheit

Die Teilhabemöglichkeiten von Men-
schen, die aufgrund von Krankheit, 
Behinderung oder altersbedingt 
eingeschränkt sind, haben sich unter 
anderem durch technische Entwick-
lungen wesentlich verbessert. Den-
noch sind sie weiterhin in zahlreichen 
Lebensbereichen ausgegrenzt.

Kostenfrei zugängliche mediale 
Angebote sind überwiegend nicht 
barrierefrei, das heißt, sie sind zum 
Beispiel für Menschen mit kognitiven 
Einschränkungen überwiegend nicht 
zu verstehen oder für Menschen mit 
Sehbehinderung nicht wahrzuneh-
men.

Auch im öffentlichen Raum sind 
noch immer zahlreiche Gebäude (zum 
Beispiel Verwaltungsgebäude, Schu-
len, Bibliotheken, Veranstaltungs- 
und Sportstätten), aber auch Teile der 
Verkehrsinfrastruktur (beispielsweise 
Haltestellen des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs, Bürgersteige) nicht 
barrierefrei zugänglich.

Auch auf dem Arbeitsmarkt und 
im Bildungsbereich haben nicht alle 
Menschen die gleichen Teilhabemög-
lichkeiten. Im Bildungsbereich wird 
an der Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention durch den 
inklusiven Umbau der Schule gear-
beitet. Es gibt noch einen erheblichen 
Verbesserungsbedarf (bedarfsgerech-
te Konzeptentwicklung, finanzielle 

Deshalb fordern wir:

→ die uneingeschränkte Umsetzung
der UN-Kinderrechtskonvention 
und die Verankerung der Kinder-
rechte im Grundgesetz und der 
Verfassungen der Länder.

→ in allen Lebensbereichen von jun-
gen Menschen mehr Freizeit, mehr 
Freiräume und Wahlfreiheit.

→ freie Nachmittage und einen ge-
meinsamen Ferienkorridor in allen 
Bundesländern von mindestens 
zwei Wochen, um gemeinsames 
und auch überregionales ehren-
amtliches Engagement von jungen 
Menschen zu ermöglichen.

→ zur Sicherstellung der politischen
Selbstorganisation junger Men-
schen, z. B. in Kinder- und Jugend-
verbänden, die Garantie einer 
angemessenen und verlässlichen 
finanziellen Förderung.

→ eine Begleitung durch qualifizier-
te hauptberufliche Fachkräfte zur 
Ermöglichung von ehrenamtlicher 
Beteiligung.

→ neue Wege und Formen, um Selbst-
organisation, Beteiligung und 
Teilhabe zu initiieren und zu er-
möglichen, wie zum Beispiel durch 
Online-Beteiligungsverfahren.
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Ausstattung des Umbaus und eines 
bedarfsgerechten laufenden Betriebs, 
angemessene räumliche Infrastruk-
tur, Anzahl und Qualifizierung des 
pädagogischen Personals)6.

Deshalb fordern wir:

→ den fachlich qualifizierten Um-
und Ausbau von Schule, damit alle 
jungen Menschen unabhängig von 
ihrer Herkunft, ihrer körperlichen, 
geistigen, seelischen und sozialen 
Lage die bestmögliche Bildungsför-
derung erhalten.

→ dass Medien, Räumlichkeiten,
Einrichtungen und Orte zur Frei-
zeitgestaltung barrierefrei gestaltet 
sind, d. h. von jedem Menschen 
eigenständig aufgefunden und 
benutzt werden können.

→ den umfassenden Ausbau bereits
vorhandener barrierefreier Angebo-
te, damit alle Menschen eine Wahl 
zwischen annehmbaren Alternati-
ven haben und nicht in die Abhän-
gigkeit geraten.

Teilhabe durch Beseitigung 
von Armut

Das Risiko, in Armut zu leben und 
dadurch Ausgrenzungen zu erfahren, 
ist in Deutschland für Kinder und 
Jugendliche besonders hoch. Das ver-

fügbare Einkommen der Familie
beeinflusst Wohnsituation, Teilhabe-
möglichkeiten und Bildungschancen7 

6	  Siehe Welt in Vielfalt und Arbeitswelt.
7	  Vgl. Bildungswelt.

von Kindern und Jugendlichen. Dies 
wirkt sich unter anderem auf die 
beruflichen Perspektiven sowie die 
physische und psychische Gesundheit 
aus. Die aktuelle staatliche Unter-
stützung in Deutschland reicht bei 
Weitem nicht aus, um das Ungleich-
gewicht zu reduzieren. Mit den aktu-
ellen Regelungen des Arbeitslosengeld 
II und den zusätzlich möglichen zu 
beantragenden Leistungen bleiben in 
Armut lebende Kinder und Jugendli-
che deutlich hinter den Lebensbedin-
gungen zurück, die in Deutschland 
für die Mehrheit der Bevölkerung 
selbstverständlich sind. Sie sind in 
vielen Lebensbereichen von Teil-
habe ausgeschlossen, zum Beispiel 
verfügen sie über geringere Mobi-
litätsmöglichkeiten, können sich 
den gemeinsamen Kinobesuch mit 
Freund_innen, einen Familienurlaub 
oder den Führerschein nicht leisten. 
Benötigt eine Familie für das Kind 
finanzielle Unterstützung, damit es  
z. B. Nachhilfe erhalten, am Schul-
ausflug teilnehmen oder in die Mu-
sikschule gehen kann, ist ein enormer 
bürokratischer Aufwand nötig. Nicht 
nur die Familie selbst muss Anträge 
ausfüllen, sondern auch Dritte, etwa 
Lehrkräfte, müssen unterstützend 
aktiv werden. Das führt auch dazu, 
dass die Familien immer wieder mit-
teilen müssen, dass sie sich das ent-
sprechende Angebot alleine nicht

leisten können. Das Antragsverfahren 
stellt eine Hürde dar, die viele nicht
überwinden können.
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Deshalb fordern wir:

→ unabhängig vom Einkommen der
Familie für alle Kinder und Jugend-
lichen die gleichen Chancen und 
Möglichkeiten. Das heißt: alle in 
Deutschland lebenden Menschen 
müssen genug Geld zur Verfügung 
haben, um am gesellschaftlichen 
Leben teilhaben zu können8. Dafür 
bedarf es der Einführung eines 
Kinder- und Jugendgrundeinkom-
mens.

→ den bürokratischen Aufwand, um
finanzielle Unterstützung erhalten 
zu können, deutlich zu reduzieren. 
Das Geld, das der Staat für die 
Bearbeitung von Anträgen und für 
Kontrollinstanzen ausgibt, muss 
den betroffenen Menschen direkt 
zukommen.

→ bezahlbaren Wohnraum in allen
Teilen einer Stadt oder eines Dor-
fes. Dazu muss die Mietpreisbrem-
se noch konsequenter und strikter 
umgesetzt und mehr sozialer 
Wohnraum geschaffen werden.

8	  Vgl. Sozialwelt.

Gesellschaftliche Teilhabe wird 
Menschen, die von Armut betroffen 
sind, zusätzlich z. B. durch Wohn-
bedingungen erschwert. Aufgrund 
steigender Mietpreise entwickeln sich 
Stadtviertel zunehmend dahin, dass 
ärmere Menschen abwandern und 
wohlhabendere Bevölkerungsgrup-
pen zuziehen. Nicht so wohlhabende 
Menschen werden dadurch in Viertel 
gedrängt, die schlechter an den öf-
fentlichen Personennahverkehr an-
geschlossen sind und ein geringeres 
kulturelles Angebot aufweisen. Ein 
Miteinander und Austausch unter-
schiedlicher sozialer Bevölkerungs-
gruppen und gesellschaftliche Teilha-
be sowie die Mobilität für Menschen 
mit einem niedrigen Einkommen 
werden deutlich begrenzt.
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de ist zu dem Ergebnis gekommen, 
dass fast jedes fünfte Kind zurzeit 
von Armut bedroht ist. Der Jugendar-
mutsmonitor von 2016 macht zudem 
deutlich, dass Jugendliche in unserem 
Land am stärksten von Armut betrof-
fen sind.

Armut ist häufig nicht auf den 
ersten Blick sichtbar, doch für die 
betroffenen Kinder und Jugendlichen 
im Alltag stets präsent. Ihnen fehlt 
zumeist auch die Perspektive, dass 
sich dies in ihrem Leben noch ein-
mal ändern wird. Es ist alltägliche 
Realität, dass die Aufstiegschancen 
von Kindern und Jugendlichen aus 
schwierigen sozialen und finanziellen 
Verhältnissen in Deutschland unab-
hängig von ihren Fähigkeiten und 
Talenten und unabhängig von ihrem 
persönlichen Engagement immer 
noch gering sind. Schon im Bildungs-
system haben diese Kinder und Ju-

Welt der sozialen 
gerechtigkeit

esu Verheißung hören wir jungen 
Christ_innen als Auftrag, dazu 

beizutragen, dass alle Menschen ihr 
Leben als wertvoll erfahren und es 
in allen seinen guten Möglichkeiten 
ausschöpfen können. Wir sind gewiss, 
dass alle Menschen eine von Gott 
geschenkte Würde haben und diese in 
Freiheit und Gerechtigkeit leben kön-
nen sollen. Wir setzen uns deshalb 
dafür ein, das gemeinsame Leben so 
zu gestalten, dass alle Menschen die 
gleichen Chancen und Möglichkeiten 
haben, ihr Leben zu gestalten. Des-
halb haben alle Menschen das Recht 
auf Teilhabe in den Kirchen und in 
der Gesellschaft1. Genau dies aber 
ist den von Armut betroffenen Men-
schen nicht möglich.

Kinder- und Jugendarmut

Der Armutsbericht 2016 des Kinder-
hilfswerks und einiger Sozialverbän-

1	  Vgl. auch den Abschnitt „Lebenswelt 
gestalten – Teilhabe durch Beseitigung 
von Armut“

J

„Ich bin gekommen, damit sie das Leben haben 
  und es in Fülle haben.“   (Johannes 10,10)
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gendlichen schlechtere Chancen, die 
(Fach-) Hochschulreife zu erreichen2. 

Deshalb fordern wir:

→ einen grundlegenden Perspektiv-
wechsel zur besseren Armutsbe-
kämpfung bei Kindern und Ju-
gendlichen. Jedes Kind und jeder 
Jugendliche hat einen Anspruch auf 
die gleiche finanzielle Unterstüt-
zung in Form eines bedingungs-
losen Kinder- und Jugendgrund-
einkommens unabhängig vom 
Einkommen der Familie.

Die Zukunft der sozialen 
Sicherungssysteme

Der demografische Wandel in unserer 
Gesellschaft ist statistisch belegt: Es 
gibt immer mehr alte und trotz Zu-
zug immer weniger junge Menschen. 
Dies hat Auswirkungen auf unsere 

2	  Vgl. Bildungswelt

sozialen Sicherungssysteme. Diese 
Entwicklung lässt junge Menschen 
nicht unberührt. Immer mehr fragen 
sich mit Sorge, wie ihre Zukunft aus-
sehen wird. Aufgrund des bestehen-
den Generationenvertrags zahlen die 
Berufstätigen durch ihre Beiträge in 
die Systeme ein, von denen Kranke, 
Pflegebedürftige, Arbeitslose und 
Menschen in Rente versorgt werden. 
Durch die Alterung der Gesellschaft 
wird dieses System zunehmend 
brüchig.

Neben dem demografischen 
Wandel nehmen wir wahr, dass die 
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annehmen und führt dazu, dass Ar-
mut verfestigt wird.

Um nach dem Ende der Berufstä-
tigkeit den weiteren Lebensunterhalt 
ohne Einschränkungen des Lebens-
standards erhalten zu können, gibt es 
zurzeit ein Drei-Säulen-Modell: die 
gesetzliche Rentenversicherung, die 
betriebliche und die private Alterssi-
cherung.

In der Realität gelingt es unter 
diesen Bedingungen einem wach-
senden Teil der Menschen nicht, 
nach der Berufstätigkeit den eigenen 
Lebensstandard aufrechtzuerhalten. 
Davon sind Frauen sehr viel häufiger 
als Männer betroffen.

Als Hauptgründe sind 
zu nennen:

→ Der demografische Wandel zer-
stört die Grundannahme der ge-
setzlichen Rentenversicherung, 
dass aus den Beiträgen der Arbeit-
nehmer eine angemessene Versor-
gung für Rentner_innen erwirt-
schaftet werden kann.

→ Spätestens mit der Finanzkrise
2008 und der jetzigen Niedrigzins- 
phase wurde deutlich, dass nicht 
nur die private kapitalgestützte Zu-
satzversorgung, sondern auch man-
che betriebliche Zusatzversorgung 
trotz steuerlicher Subventionierung 
nicht solide finanziert ist.

bisherige paritätische Finanzierung 
unserer sozialen Sicherungssysteme 
(50 % der Beiträge bringen die Arbeit-
nehmer, ebenfalls 50 % die Arbeitge-
ber auf) als grundlegendes Prinzip 
mehr und mehr aufgeweicht wird. Bei 
eingefrorenen Arbeitgeberanteilen 
und Zusatzbeiträgen, die ausschließ-
lich von den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern zu zahlen sind, kann 
von einer paritätischen Finanzierung 
nicht mehr die Rede sein.

Das Gesundheitssystem in 
Deutschland ist ein Mehrklassen-
system, in dem der größte Teil der 
Bevölkerung in die Solidargemein-
schaft durch die gesetzlichen Kassen 
einzahlt und hierüber versichert ist. 
Neben Beamten und Selbstständigen 
sind aber gerade auch viele Besser-
verdienende privat versichert und 
der Solidargemeinschaft fehlt dieses 
Geld. Privatversicherte genießen be-
sondere Vorteile, erhalten schneller 
Termine, müssen im Wartezimmer 
kürzer warten und bekommen eher 
eine Behandlung von Expert_innen 
auf deren medizinischem Gebiet.

Zudem stellen wir fest, dass die 
Kranken- und Pflegeversicherungs-
beiträge inklusive des durchschnitt-
lichen Zusatzbeitrages der Kranken-
kassen in den letzten zehn Jahren um 
2,35 Prozentpunkte gestiegen sind. 
Diese Entwicklung schafft Anreize, 
dass Menschen immer häufiger nicht- 
sozialversicherungspflichtige Jobs 
anstelle einer Teil- oder Vollzeitstelle 
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→ Besonders von Altersarmut be-
troffen sind Frauen aus Alleinver-
dienerehen, weil sie zumeist keine 
eigenständigen Ansprüche erwer-
ben (können), sowie alleinerziehen-
de Mütter und Väter.

→ Fast jede_r Fünfte der über 65-Jähr-
igen in Deutschland lebt in Armut 
oder sozialer Ausgrenzung – und 
die Zahl wird steigen3.
 
Kinder und Jugendliche sorgen 

sich deshalb berechtigt um ihre 
Zukunft. Gerade auch gut ausge-
bildete Menschen haben aufgrund 
veränderter Bedingungen in der Ar-
beitswelt oftmals diskontinuierliche 
Erwerbsbiografien, sind viel früher in 
Solo-Selbstständigkeit – sowohl frei-
willig, wie unfreiwillig – was bereits 
in den ersten Erwerbsjahren zu einer 
lückenhaften Erwerbsbiografie führt 
und damit perspektivisch auch zu 
einer entsprechend niedrigen Rente. 
Die Alterssicherung muss sich den 
verändernden Bedingungen der Ar-
beitswelt anpassen.

Eine bedingungslose Grundrente 
im Alter eröffnet heutigen Kindern 
und Jugendlichen eine positive und 
angstfreiere Zukunftsperspektive, die 
sich auch auf die eigene Lebensein-
stellung und damit auf die ganze Ge-
sellschaft auswirkt.

3	  Vgl. Leben in Europa (EU-SILC), 2014

Deshalb fordern wir:

→ die Entwicklung des bestehenden
Mehrklassen-Gesundheitssystem
zu einem Gesundheitssystem,
das für alle einheitlich und gleich-
berechtigt zugänglich ist. Alle steu-
erlich relevanten Einkünfte müssen 
zur Grundlage für eine Beteiligung 
an den dann nur noch gesetzlichen 
Sozialversicherungen gemacht wer-
den. Das bedeutet, auch diejenigen 
mit einzubeziehen, die ihr Einkom-
men über Kapitalerträge erhalten.

→ die Einführung einer aus Steuer-
mitteln finanzierte bedingungslo-
sen Grundrente als eine existenz-
sichernde, Teilhabe ermöglichende 
Grundlage für ein würdevolles 
Leben nach dem aktiven Erwerbs-
leben. Das bisherige dreigliedrige 
System könnte als Ergänzung fun-
gieren.

Gerechte Steuern

Die gerechte Teilhabe aller Menschen 
an den Ressourcen einer Gesellschaft 
sicherzustellen kostet Geld. Auch 
dafür braucht der Staat Steuern, die 
genauso gerecht erhoben wie ausge-
geben werden müssen.

Artikel 14,II des Grundgesetzes 
legt fest, dass „Eigentum verpflich-
tet. Sein Gebrauch soll zugleich dem 
Wohle der Allgemeinheit dienen.“ Aus 
diesem Grundsatz leiten wir ab, dass 
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→ eine Ergänzung der Mehrwert-
steuer: Neben dem Steuersatz von
7 % für Produkte der Ernährung 
und der Kultur sowie von 19 % für 
die breite Palette anderer Produkte 
soll ein erhöhter Steuersatz von 
30 % für im Einzelnen näher zu de-
finierende Luxusgüter eingeführt 
werden4. 

→ eine verfassungskonform ge-
staltete Vermögenssteuer mit 
großzügigen Freibeträgen, um 
den vorhandenen Reichtum in 
die solidarische Finanzierung der 
staatlichen Aufgaben angemessen 
einzubeziehen.

→ statt des Ehegattensplittings eine
gemeinsame Besteuerung der in 
einem Haushalt Zusammenle-
benden. Etwaige Steuervorteile 
für solche Gemeinschaften sollen 
davon abhängig gemacht werden, 
wie viele Kinder oder zu pflegende 
Angehörige in dem Haushalt leben.

4	  Es ist z.  B. ein Unterschied zwischen 
einem E-Mobil der Kleinwagenklasse und 
dem Luxuswagen der Oberklasse.

es gerecht und zwingend ist, höhere 
Einkommen und größeres Vermögen 
auch entsprechend stärker in den 
Dienst der Allgemeinheit zu stellen. 
Ein Steuersystem, das transparent 
und ohne Ausnahmen Einkommen 
und Vermögen mit zunehmender 
Größe stärker belastet, ist für uns ge-
recht und würde den bürokratischen 
Aufwand und die Gelegenheit zur 
Steuervermeidung verringern. Zudem 
würde so das Auseinanderklaffen 
der Schere zwischen Arm und Reich 
reduziert.

Deshalb fordern wir:

→ zum Thema Steuern, dass Einkom-
men aus Kapitalerträgen steuerlich 
mindestens genauso hoch zu belas-
ten sind wie Arbeitseinkommen. 
Zudem bedarf es dringend einer 
Finanztransaktionssteuer und Än-
derungen bei der Erbschaftssteuer. 
In diesem Sinne könnte eine Wert-
schöpfungsabgabe auf Maschinen- 
und Technologieeinsatz eine sinn-
volle Ergänzung sein.
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Kommen des Gottesreiches, in dem 
Gott alle Tränen abwischen, allem 
Leid, Geschrei und Schmerz ein Ende 
bereiten und selbst der Tod nicht 
mehr sein wird, setzen wir uns – mit-
ten in aller Not und im Unfrieden 
dieser Welt – für Gerechtigkeit und 
Frieden ein. Die grundlegende „Op-
tion für die Armen“1 führt uns dazu, 
alle Entscheidungen und alles Han-
deln aus der Perspektive der Schwa-
chen und Benachteiligten zu bewer-
ten. Bewertungsmaßstab ist dabei, 
ob das Handeln den Benachteiligten 
umfassende Teilhabechancen eröff-
net und Mechanismen von Unterdrü-
ckung, Ausbeutung und Ausgrenzung 
überwindet.

Flucht und Migration

Wir sehen Gerechtigkeit in globaler 
Perspektive. Die Welt ist geprägt von 
Ungerechtigkeit sowie einer Vielzahl 
von Konflikten und kriegerischen 
Auseinandersetzungen. Religiöse, 
ideologische, ethnische und andere 
Unterschiede werden instrumentali-

1	  Vgl. Welt der sozialen Gerechtigkeit.

Eine gemeinsame welt

erechtigkeit und Friede sind 
zwei zentrale Begriffe der Bibel. 

Gerechtigkeit ermöglicht Leben und 
sichert die Existenz. Darum erhe-
ben im 8. Jahrhundert v. Chr. die 
Propheten Israels ihre Stimme, um 
gegen sehr konkrete wirtschaftliche 
Ungerechtigkeiten zu protestieren. 
Und auch die Botschaft Jesu vom 
Kommen des Reiches Gottes steht 
ganz im Zeichen der Gerechtigkeit 
und des Friedens. Denn das Ziel aller 
Wege Gottes mit dieser Welt und mit 
den Menschen ist das umfassende 
Heil, das mit dem hebräischen Wort 
für „Frieden“ (Schalom) gemeint ist. 
Schalom bedeutet viel mehr als nur 
die Abwesenheit von Krieg! Es meint 
Wohlergehen, Glück, Sicherheit und 
Harmonie. Es meint, dass alles gut 
wird, weil Gott zu uns gut ist und 
wir einander gut sein können. Dieser 
Friede ist dem Volk Gottes verheißen.

Als Christ_innen glauben wir, dass 
mit dem Kommen Christi in diese 
Welt der Schalom angebrochen ist. In 
der Hoffnung auf das „end-gültige“ 

G

„Gerechtigkeit und Friede küssen sich.“
		         (Psalm 85,11b)
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siert, um machtpolitische Interessen 
durchzusetzen. Der zunehmende 
Reichtum der bereits Wohlhabenden 
bedingt weltweit eine Zunahme der 
Armut und Verelendung der anderen. 
Flucht und Migration sind die Folge.

Menschen, die zu uns kommen, 
sollen dieselben Rechte haben wie 
wir: ein sicheres und chancengleiches 
Leben. Das gilt für Geflüchtete wie 
Migrant_innen gleichermaßen. Ins-
besondere müssen Geflüchtete eine 
Heimat und Perspektive in Deutsch-
land und Europa finden können 
– entsprechend der Genfer Flücht-
lingskonvention. Als Jugendverbände 
stellen wir uns unserer besonderen 
Verantwortung für die jungen Ge-
flüchteten, indem wir unsere Angebo-
te öffnen und Hilfe bei der Selbstor-
ganisation von jungen Geflüchteten 
leisten. Ein besonderes Augenmerk 
muss dabei auf den Minderjährigen 
unter den Geflüchteten liegen. Sie 
müssen in die Strukturen der Jugend-
hilfe integriert werden. Ihnen müssen 
Bildungschancen und echte Perspek-
tiven eröffnet werden.

Der Anteil der Menschen mit 
Migrationshintergrund liegt in 
Deutschland bei über 20 Prozent2, bei 

2	  Statistisches Bundesamt, Online unter: 
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFak-
ten/GesellschaftStaat/Bevoelkerung/
MigrationIntegration/MigrationIntegrati-
on.html
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kursen auch in Sammelunterkünf-
ten, obwohl die langfristige Unter-
bringung dort abzulehnen ist.

→ keine Abschiebung von unbegleit-
eten minderjährigen Geflüchteten.

→ sofortige Maßnahmen für Jugend-
liche zur schulischen und berufli-
chen Bildung und Integration un-
abhängig vom Aufenthaltsstatus.

→ freies Bewegungsrecht für jeden
jungen Mensch, der in Deutschland 
lebt. Eine Residenzpflicht ist für 
uns keine Option.

Europa

Europa ist für uns ein selbstverständ-
licher Bestandteil unseres Lebens. 
Wir erwarten von der Europäischen 
Union (EU) und anderen politischen 
Organisationen in Europa, dass sie 
sich für Verständigung und sichere 
Lebensverhältnisse für alle einset-
zen – insbesondere auch für die Un-
terstützung der jungen Generation. 
Dazu gehören die Förderung der 
freiwilligen Mobilität und Begegnung 
untereinander für alle Jugendlichen 
in Europa, die Unterstützung von Ju-
gendorganisationen und freiwilligem 
Engagement sowie Arbeitsplätze und 
Beschäftigungsmöglichkeiten, die ein 
selbstständiges und eigenverantwort-
liches Leben ermöglichen.

Ein zentrales ungelöstes Problem 
ist die Jugendarbeitslosigkeit in der 

Kindern unter fünf Jahren ist er fast 
doppelt so hoch. Deutschland ist also 
schon längst ein Einwanderungsland. 
Es gilt, die Chancen zu begreifen, 
die sich aus dem Zuzug ergeben, und 
sich denen entgegen zu stellen, die 
stattdessen Ängste schüren und diese 
politisch instrumentalisieren.

Deshalb fordern wir:

→ die Gewährung eines Grundrechts
auf Asyl ohne Einschränkung.

→ die Schaffung von Möglichkeiten
zu legaler Zuwanderung auf gesi-
cherten Wegen, die realistisch sind 
und den Bedürfnissen der flüchten-
den Menschen entgegenkommen 
(z. B. die Möglichkeit von Asylan-
trägen in Botschaften europäischer 
Staaten zu stellen, die Rücknahme 
von Einschränkungen im Famili-
enzuzug).

→ den Abbau bürokratischer Hemm-
nisse und die Bereitstellung mehr-
sprachiger Basisinformationen.

→ den Ausbau eines frühzeitigen
sicheren Aufenthaltsstatus mit 
möglichst hohem Selbstbestim-
mungsrecht und die Bereitstellung 
von ausreichendem Wohnraum.

→ Sprachkurse, die für alle Geflüchte-
ten unabhängig vom Status des 
Asylverfahrens gewährt werden.

→ den sofortigen Zugang zu Bildung
und Sprache sowie Integrations-
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EU. Lösungsansätze wie die EU-Ju-
gendgarantie und die Jugendbeschäf-
tigungsinitiative greifen noch zu 
kurz. Der Gefahr, eine ganze Gene-
ration junger Menschen in Ausgren-
zung und Untätigkeit zu belassen und 
sie damit als aktive Gestalter_innen 
der europäischen Gesellschaften zu 
verlieren, wird mit zu wenig Tatkraft 
begegnet.

Jugendorganisationen und (ver-
bandliche) Kinder- und Jugendarbeit 
werden zu häufig in ihrer Bedeutung 
für junge Menschen unterschätzt. Zu 
oft werden sie einseitig zur Lösung 
von eigentlich arbeitsmarktpoliti-
schen Problemen verzweckt oder zu 
spezifischen Problemlagen wie der 
Bekämpfung von Radikalisierung 
herangezogen. Ihr eigentliches Poten-
zial, das in der Demokratie- und Wer-
tebildung liegt, im interkulturellen 
Lernen, in Erfahrungen im Engage-
ment und der Verantwortungsüber-
nahme für andere und nicht zuletzt 
in der Förderung der europäischen 
Bürgerschaft, wird oft verkannt. Eine 
Anerkennungskultur, die sich neben 
der Förderung von einzelnen Projek-
ten auch in der strukturellen Ausstat-
tung von Jugendorganisationen und 
Jugendverbänden widerspiegelt, fehlt 
auf europäischer Ebene.

Die Jugendstrategie bildet den 
Rahmen für die jugendpolitische Zu-
sammenarbeit in Europa (2010 – 2018) 
zwischen Mitgliedsstaaten und der 
Europäischen Union und verbessert 

die Chancen und Vorteile des euro-
päischen Integrationsprojektes für 
junge Menschen.

Die „gemeinsame“ Friedens-, Asyl-, 
Freihandels- und Sozialpolitik sind 
aus unserer Sicht ebenfalls unzurei-
chend. Wir verstehen Europa als frei-
heitliche und demokratische Werte-
gemeinschaft und wünschen uns ein 
solidarischeres Handeln gegenüber 
allen, insbesondere den von Armut 
und sozialer Ausgrenzung betroffe-
nen Menschen in der EU.

In der Flüchtlings- und Asylpolitik 
gelingt es der EU bisher nicht, über 
eine Abschottungspolitik hinaus 
tragfähige Lösungen für eine gesamt- 
europäische Strategie zu entwickeln. 
Mit fünf Richtlinien und Verord-
nungen sind im Juli 2013 durch das 
Europäische Parlament und den Rat 
Mindeststandards erlassen worden, 
um ein einheitliches Europäisches 
Asylsystem zu schaffen. Diese beste-
hen aus der Asylverfahrensrichtlinie, 
der Richtlinie über Aufnahmebedin-
gungen, der Anerkennungsrichtlinie, 
der Dublin III Verordnung und der 
Eurodac-Verordnung. Diese hätten 
bis Juli 2015 in den Mitgliedsstaaten 
implementiert werden müssen, doch 
auch Deutschland hat die Richtlinie 
über die Aufnahmebedingungen 
noch nicht vollständig umgesetzt und 
befindet sich in der 2. Stufe eines EU- 
Vertragsverletzungsverfahrens.
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→ eine Vereinfachung der Antragsstel-
lung und der Verwendungsnach-
weise bei dem Programm 
Erasmus+ / Jugend in Aktion. Es 
fördert die Solidarität zwischen 
jungen Menschen über Grenzen 
hinweg und regt diese an, als ak-
tive europäische Bürgerinnen und 
Bürger zu handeln. Um jedoch 
europäische Lernerfahrungen für 
Jugendliche Wirklichkeit werden zu 
lassen, muss die Bürokratie und die 
Teilnahme von kleineren Organisa-
tionen vereinfacht werden.

Gerechte Weltwirtschaft

Unter einer gerechten Weltwirtschaft 
verstehen wir die Ausrichtung des 
Welthandels an der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte. Dies 
bedeutet, dass dadurch zu allererst 
der Hunger in der Welt bekämpft 
werden soll. Vor allem die inter-
nationalen Vereinbarungen zur 
Strukturanpassung, die Liberalisie-
rung und Öffnung der Weltmärkte, 
Exportsubventionen sowie der ge-
plante Freihandel zwischen Ländern 
des globalen Nordens behindern 
eine gerechte Weltwirtschaft. Der 
Faire Handel ist eine Möglichkeit, 
die Weltwirtschaft gerechter zu 
gestalten. Durch die Einbeziehung 
von Produzent_innen in die Aus-
gestaltung des Handels werden die 
Bedürfnisse dieser besser repräsen-
tiert. Das Hauptanliegen des Fairen 
Handels ist, dass Menschen von 
ihrer Arbeit leben und durch ein ge-
sichertes Einkommen ihre Zukunft 

Die Richtlinie über die Aufnah-
mebedingungen umfasst den Zugang 
zu Unterkunft, Verpflegung, Ge-
sundheitsversorgung, Bildung und 
Beschäftigung sowie medizinischer 
und psychologische Versorgung. 
Die Richtlinie beschränkt auch die 
Inhaftierung von schutzbedürftigen 
Personen, insbesondere von Minder-
jährigen.

Deshalb fordern wir:

→ die Förderung eines freiheitlichen,
demokratischen und sozialen Eu-
ropas, das als Solidargemeinschaft 
und als Chance für jede und jeden 
Einzelne_n begriffen wird.

→ bindendes EU-Recht im Asylrecht
anzuwenden und die Aufnahme-
richtlinie in Deutschland vollstän-
dig zu implementieren.

→ die Umsetzung des bisher geltenden
EU-Asylrechts und den damit ver-
bundenen Standards als Kriterium 
für die Förderung der EU-Staaten, 
die aus den EU-Fördertöpfen pro-
fitieren.

→ die verbindliche Festsetzung und
Einlösung eines Rechts auf Aus-
bildung und Arbeit für alle jungen 
Menschen in Europa (EU- Jugend-
garantie).

→ die EU-Jugendstrategie nach 2018
fortzuschreiben und strukturell in 
Deutschland weiterzuentwickeln.
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planen können. Das bedeutet faire 
Preise für gute Arbeit, Mitsprache 
und zuverlässige Handelsbeziehun-
gen für die Produzent_innen. Die 
Institutionen des Fairen Handels 
versuchen durch ihren Mechanismen, 
mit allen Beteiligten in der Zuliefer-
kette gerecht und offen umzugehen. 
Dazu gehört die gerechte Entlohnung 
der Produzent_innen genauso wie 
die Transparenz und Information 
gegenüber den Konsument_innen. 
Deshalb sind Freihandelsabkommen, 
die Kapitalmaximierung gegenüber 
menschlichen Grund- oder Schutzbe-
dürfnissen priorisieren oder Indus-
trienationen einseitig bevorteilen, 
abzulehnen.

Ausbeuterische Kinderarbeit ist 
auf der Welt immer noch bittere 
Realität. Ein pauschales Verbot von 
Kinderarbeit führt allerdings nicht 
automatisch zum Erfolg und zu einer 
Verbesserung der Lebensumstän-
de der Kinder und deren Familien. 
Schlimmstenfalls führt es sogar dazu, 
dass Kinder dann illegal arbeiten, 
kriminalisiert werden und in „Sub-
milieus“ einer Tätigkeit nachgehen. 
Erfolg versprechender ist, die gene-
rellen Rahmenbedingungen für die 
Familien zu verbessern. Der Besuch 
der Schule ist immer zu gewährleis-
ten und die Familien müssen in die 
Lage versetzt werden, ihren Lebens-
unterhalt ohne Mitarbeit der Kinder 
zu verdienen, damit die Kinder in die 
Schule gehen und eine Perspektive 
für ihr Leben entwickeln können.

Deshalb fordern wir:

→ den Ausbau des „Fairen Handels“,
und den Verzicht auf Freihandels-
abkommen, die demokratische 
Rechte schwächen oder soziale,
politische, ökologische oder ar-
beitsrechtliche Standards ein-
schränken, um die Kernbereiche 
des Lebens vor einer Deregulierung 
zu schützen.

→ eine aufeinander abgestimmte
Agrar-, Wirtschafts-, und Entwick-
lungspolitik, die auch die nachhal-
tige Bekämpfung von Hunger und 
Armut sowie eine faire und gerech-
te Entschuldung der sogenannten 
Entwicklungsländer zum Ziel hat.

→ die Festschreibung öko-fairer Stan-
dards bei der Beschaffung öffent-
licher Güter sowie eine in dieser 
Beziehung verpflichtende, transpa-
rente Kennzeichnung von Konsum-
gütern,

→ die Fortsetzung des Kampfes ge-
gen ausbeuterische Kinderarbeit 
auf internationaler Ebene unter 
Beteiligung der betroffenen Kinder 
und ihrer Familien.
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abhängig von staatlichen Interessen 
überall und effektiv den Schutz der 
Menschenrechte zu garantieren. Nir-
gendwo auf der Welt dürfen Kinder 
und Jugendliche als Soldaten miss-
braucht werden.

Eine besondere Verantwortung 
hat die Gesellschaft gegenüber jun-
gen Menschen. Friedensbildung 
fängt schon im Kindesalter an. 
Streitschlichtung, gewaltfreie Kon-
fliktlösungsmodelle und Interessen-
ausgleich durch Beteiligung müssen 
herausgehobene Bildungsinhalte 
sein. Sie sind das Handwerkszeug zu 
einer umfassenden Erziehung zum 
Frieden und zur Versöhnung. Speziell 
an Jugendliche gerichtete Werbekam-
pagnen, die Krieg und militärische 
Einsätze verharmlosen, sind dafür 
kontraproduktiv. Unter diesem As-
pekt ist die Präsenz der Bundeswehr 
an Schulen und auf Jugendveranstal-
tungen kritisch zu sehen.

Eine friedliche Welt ist eine Welt 
ohne Waffen. Um diesem Ziel näher 
zu kommen, bedarf es Abrüstungs- 
und Waffenexportverbotsabkom-
men. Betriebe, die ihre Gewinne aus 
Rüstungsexporten erzielen, müssen 
entwickelt und auf andere Produkte 
umgestellt werden.

Eine Weltweite 
Friedensordnung

Die beste Gewähr für die weitgehen-
de Einhaltung elementarer Men-
schenrechte sind Staaten mit einer 
demokratisch legitimierten Regie-
rung, einer unabhängigen Justiz, ei-
ner freien Presse und einer im Sinne 
von „Good Governance“3 funktionie-
renden, nicht korrupten Verwaltung. 
Dazu braucht es faire politische und 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
von Seiten der anderen Staaten und 
einen effektiven Schutz vor internem 
und externem nicht legitimiertem 
Machtstreben. Internationale Frie-
denssicherung geschieht präventiv 
durch den Auf- und Ausbau von 
entwicklungspolitischen Initiativen 
und Projekten, die in Krisengebieten 
nachhaltig den Aufbau ziviler Infra-
struktur fördern.

Im Konfliktfall bedarf es Frieden 
schaffender Maßnahmen. Dazu ge-
hört der Einsatz speziell geschulter 
Friedensfachkräfte und eine voraus- 
schauende, konfliktreduzierende 
Politik. Die Vereinten Nationen müs-
sen in die Lage versetzt werden, un-

3	  Ein umfassendes Verständnis von 
„Good Governance“ auf: http://www.bmz.
de/de/themen/goodgovernance/
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Deshalb fordern wir:

→ Friedenspädagogigik als obliga-
torischen Bestandteil schulischer 
Bildung.

→ die Einführung eines sogenannten
friedenspädagogischen Zehnten 
– mittelfristig sollen mindestens 
zehn Prozent der für das Militär 
aufgewendeten Mittel für die Aus-
bildung von Friedensfachkräften 
und für die Friedenspädagogik zur 
Verfügung stehen – und einen Pa-
radigmenwechsel von militärischer 
„Konfliktlösung“ hin zu ziviler 
Konfliktbearbeitung.

→ ein Verbot von Waffenexporten an
Drittstaaten4 sowie ein generelles 
Kleinwaffenexportverbot.

→ in der Außenpolitik einen klaren
Fokus auf präventive, nichtmilitä-
rische Mittel; Einsätze mit militäri-
schen Mitteln müssen weltweit eng 
an die Resolutionen der Vereinten 
Nationen und auf den unmittel-
baren Schutz der grundlegenden 
Menschenrechte ausgerichtet sein.

4	  Länder, die nicht der EU oder der 
NATO angehören.
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UMWELT

Zusammenhänge und der Verantwor-
tung für internationale Gerechtigkeit 
zwischen allen Menschen und Völ-
kern in Raum und Zeit beruht. Wir 
müssen begreifen, dass unsere Welt 
eine ist, in der alles zusammenhängt 
und wir aufeinander und auf unsere 
Mitwelt achten müssen!

Leben auf Pump

Im Jahr 2016 fiel der sogenannte 
Earth Overshoot Day bereits auf den 
8. August. Fünf Tage früher als im 
Vorjahr und vier Monate früher als 
im Jahr 1987 war damit der Tag er-
reicht, an dem die Weltbevölkerung 
bereits die Menge an Ressourcen 
verbraucht und Treibhausgase emit-
tiert hat, die in einem Jahr verbraucht 
und emittiert werden dürften, um 
die Erde langfristig nachhaltig zu 
bewirtschaften. Die Menschheit lebt, 
als stünden ihr die Ressourcen von 
1,6 Erden zur Verfügung. Würden 
alle Menschen so leben wie wir in 
Deutschland, bräuchten wir dafür 
sogar 3,6 Erden, so die Berechnung 
des Global Footprint Network1.

1	  siehe online unter: http://www.foot-
printnetwork.org/en/index.php/GFN/
page/trends/germany/

ls Christ_innen glauben wir, dass 
uns die Schöpfung von Gott zur 

Gestaltung und Bewahrung anver-
traut ist. Ihr Reichtum ist nicht un-
erschöpflich. Wie wir ihn nutzen und 
gebrauchen, hat Konsequenzen weit 
über den unmittelbaren Raum und 
diese Generation hinaus. Deshalb 
sagen wir nicht: „Nach uns die Sint-
flut!“, sondern versuchen so zu leben, 
dass wir den Reichtum der Schöpfung 
bewahren. Wir orientieren uns in 
unserem Handeln am Grundsatz der 
Nachhaltigkeit: Im Bewusstsein über 
die begrenzten Kapazitäten der Natur 
steht in der Bewertung unseres Han-
delns die Bewahrung der Stabilität 
und Regenerationsfähigkeit der Na-
tur im Vordergrund.

Nachhaltiges Handeln in Bezug 
auf die Schöpfung bedeutet wirt-
schaftliches, ökologisches, soziales 
und politisches Handeln, das den 
Blick nicht auf ökonomisches Wachs-
tum um (fast) jeden Preis verengt, 
sondern nach Wegen sozial- und 
umweltgerechter Entwicklung sucht. 
Nachhaltigkeit erfordert lokales Han-
deln, das auf der Einsicht in globale 

A

„Die Väter essen saure Trauben und 
den Söhnen werden die Zähne stumpf?“
		         (Ezechiel 18,2)

http://www.footprintnetwork.org/en/index.php/GFN/page/trends/germany/
http://www.footprintnetwork.org/en/index.php/GFN/page/trends/germany/
http://www.footprintnetwork.org/en/index.php/GFN/page/trends/germany/
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Grund für den immer rasanter 
ansteigenden Verbrauch der natürli-
chen Schätze unserer Erde und den 
immer noch wachsenden Ausstoß 
klimaschädlicher Treibhausgase 
sind das hohe Konsumniveau in den 
Industrieländern und auch in den 
sogenannten Schwellenländern, der 
Energiehunger sowie das schnelle 
Bevölkerungswachstum.

Dass die ungebremste Übernut-
zung der natürlichen Ressourcen und 
Ökosysteme den Planeten Erde aus 
dem Gleichgewicht bringt, zeigt der 
Klimawandel mit all seinen Auswir-
kungen. Das Schmelzen der Polkap-
pen und der Anstieg des Meeresspie-
gels, die Übersäuerung der Meere und 
das Versiegen von Süßwasserquellen, 
Bodenerosion und fortschreitende 
Desertifikation sowie der wachsende 
und wiederum das Klima gefährden-
de Verlust der Artenvielfalt machen 
die Erde langfristig zu einem unwirt-
lichen Ort und zerstören unsere Le-
bensgrundlagen. Besonders betroffen 
sind zudem jene Teile der Welt, die 
nicht über das Kapital, die Technik, 

die Infrastruktur und die Ressourcen 
verfügen, sich gegen die Effekte zu 
wappnen. Und mehr noch: reiche 
Länder werden bisher nicht nur des-
halb reich, weil sie Natur und natür-
liche Ressourcen besser ausbeuten, 
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in Paris stattfand. Erstmals einigten 
sich 195 Staaten auf ein völkerrecht-
lich verbindliches Abkommen, das 
Verpflichtungen für alle enthält – 
auch wenn harte Sanktionen für Ver-
stöße bisher fehlen. Die vereinbarte 
Begrenzung der Erderwärmung auf 
deutlich unter 2 Grad Celsius und 
Anstrengungen, um eine Begrenzung 
auf 1,5 Grad Celsius zu erreichen, läu-
teten das postfossile Zeitalter ein.

Mit dem Abkommen wurde ein 
Paket für einen ernsthaften Klima-
schutz, das Ende der Nutzung von 
Gas, Kohle und Öl als Energiequel-
len zur Mitte dieses Jahrhunderts 
und ein Solidaritätspaket mit den 
bereits heute von den Folgen des 
Klimawandels betroffenen Län-
dern vereinbart. Damit übertraf die 
Konferenz die Erwartungen vieler 
Beobachter_innen und setzte ein 
deutliches und hoffnungsvolles Sig-
nal für eine globale Energiewende. 
Diese Hoffnung darf nicht enttäuscht 
werden, denn die Zeit läuft aus. Die 
vereinbarten Ziele müssen ernst 
genommen werden. Entscheidend 
ist dabei das übergeordnete Ziel der 
Begrenzung der Erderwärmung auf 
unter 2 Grad. Das kann auch größerer 
konkreter Anstrengungen bedürfen 
als ursprünglich erwartet. Gerade 
Deutschland muss seine Verpflich-
tungen einhalten, insbesondere seine 
milliardenschweren finanziellen 
Zusagen. Und Deutschland darf sich 
nicht von der (nicht umfassend kor-
rekten) Vorstellung vernebeln lassen, 
im Klimaschutz weltweit Vorreiter zu 

sondern auch, weil sie deren Neben-
folgen an arme Länder outsourcen. 
Reichtum und Armut sind verwoben 
mit der Ausbeutung und Zerstörung 
von Natur – auf der globalen wie der 
lokalen Ebene.

Deshalb fordern wir:

→ das Ende der halbherzigen Be-
schäftigung mit der ökologischen 
Frage. Nachhaltiges Wirtschaften 
ist nicht optional, sondern über-
lebensnotwendig. Dafür braucht 
es politischen Willen, der die not-
wendigen Rahmenbedingungen 
schafft. Daneben sind kritische 
Bürger_innen und Konsument_in-
nen nötig, die im alltäglichen 
Handeln Möglichkeiten finden und 
nutzen, den Verbrauch von Natur 
und das Wirtschaften allgemein 
auf ein nachhaltiges Niveau zu 
bringen.

→ eine sozialökologische Transforma-
tion (Verwandlung) der Gesell-
schaft, die unter dem Grundsatz 
der Suffizienz (Genügsamkeit) 
Grenzen des ressourcenverbrau-
chenden Wachstums setzt und die 
ressourcenschonendes Wirtschaf-
ten zum Prinzip erhebt.

Hoffnung auf eine Wende

Als entscheidender Wendepunkt in 
der Klima- und Energiepolitik wird 
nicht zuletzt von Nichtregierungs-
organisationen der Klimagipfel COP 
21 bewertet, der im Dezember 2015 
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sein. Wichtige Instrumente wie das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz stehen 
derzeit vor dem Aus und der kürzlich 
beschlossene Klimaschutzplan 2050 
ist weit hinter den Erwartungen 
zurückgeblieben. Mit den derzeit 
geltenden wenig ambitionierten ge-
setzlichen Regelungen werden die 
deutschen Klimaziele bis 2020 klar 
verfehlt.

Deshalb fordern wir:

→ die uneingeschränkte Einhaltung
aller gemachten Zusagen, insbeson-
dere durch die deutsche Bundesre-
gierung.

→ eine Überarbeitung des Klima-
schutzplans 2050 hin zu einem 
ambitionierten Steuerungsinstru-
ment der Klimapolitik sowie dessen 
jährliche Überprüfung und regel-
mäßige Überarbeitung.

→ die Schaffung eines effektiven, mit
Sanktionsmöglichkeiten ausgestat-
teten weltweiten Klimaregimes.

Ziele für Nachhaltige 
Entwicklung

So wie beim Thema Umwelt und 
Klima die einzelnen Faktoren inei-
nander greifen und durch Wechsel-
wirkungen miteinander verbunden 
sind, so sehr sind die Bewahrung der 
Schöpfung und der Klimaschutz mit 
den anderen globalen Herausforde-
rungen verknüpft und können nicht 
vom Engagement für Frieden, Demo-

kratie und soziale Gerechtigkeit ge-
trennt werden. Das Leitbild der nach-
haltigen Entwicklung, bereits 1992 
von der UN-Konferenz über Umwelt 
und Entwicklung verabschiedet, um-
fasst neben der Ökologie deshalb drei 
weitere zentrale Punkte: soziale Ge-
rechtigkeit, ökonomische Leistungs-
fähigkeit und Good Governance, also 
das gute, alle Betroffenen einbezie-
hende, verlässliche und transparente 
Regierungshandeln2.

Dieses Leitbild spiegelt das Zusam-
menspiel von Gerechtigkeit, Frieden 
und Bewahrung der Schöpfung, auf 
das die ökumenische Bewegung 
um den Konziliaren Prozess bereits 
in den 1980er Jahren aufmerksam 
gemacht hat, und es gipfelt in den 
Zielen für eine nachhaltige Entwick-
lung (Sustainable Development Goals 
SDG), auf die sich die Vereinten Nati-
onen im September 2015 einigten.

17 Ziele und 169 Teilziele3 nehmen 
die globalen Herausforderungen für 
eine zukünftig weltweit gerechte 
Gesellschaft in den Blick . Der Schutz 
des Klimas, der Weltmeere und der 
natürlichen Ressourcen sind drei 
davon und doch nicht losgelöst von 
den anderen Zielen, wie zum Beispiel 
Friedenssicherung, Bildung und gute 
Arbeit, zu betrachten. In diesem 
Sinne ist die Frage der Umwelt kein 
isoliertes Thema, sondern Teil des 

2	  Ein umfassendes Verständnis von 
„Good Governance“ auf: http://www.bmz.
de/de/themen/goodgovernance/
3	  Vgl. http://www.un.org/sustainablede-
velopment/sustainable-development-go-
als/
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lischen Curricula – Primar- und 
Sekundärbereich – zu integrieren.

→ die adäquate Finanzierung von
Bildungsangeboten zur Nachhal-
tigkeit.

Herausforderungen
speziell für Jugendliche

 
Laut aktuellen Studien ist der Klima-
wandel für nahezu alle Jugendlichen 
zwischen 12 und 25 Jahren ein Begriff, 
ganz gleich wie sie ihn bewerten. 
Manche problembewusste junge 
Menschen ziehen daraus Konse-
quenzen für das eigene Verhalten im 
Alltag (z. B. Energie sparen, Fahrrad 
fahren, Entscheidung für regionale 
Produkte). Andere hoffen auf eine 
Lösung der Probleme durch techni-
schen Fortschritt. Insgesamt schaut 
die Jugend in der Mehrzahl dennoch 
positiv in die Zukunft4.

 
Sensibilität besteht bei jungen 

Menschen besonders im Blick auf 
eine bewusste Ernährung und einen 
kritischen Konsum. Viele haben es 
satt, was ihnen die industrielle Nah-
rungsmittelproduktion auftischt. 
Mehr und mehr junge Menschen 
ernähren sich vegan, wobei der Ver-
zicht auf Produkte mit tierischen 
Inhaltsstoffen für viele eher eine Fra-
ge des Tierschutzes als eine Frage der 
CO2-Reduktion ist. Und natürlich 
weiß ein Großteil der Jugendlichen, 

4	  Vgl. z.B. Shell Jugendstudie 2015 
unter http://www.shell.de/ueber-uns/
die-shell-jugendstudie.html und SINUS 
Jugendstudie unter http://www.wie-ti-
cken-jugendliche.de/ 

umfassenden Nachhaltigkeitskon-
zepts, bei dem es um das Leben, ja 
Überleben der Menschheit als Ganzes 
geht. Auch Deutschland ist in diesem 
Kontext selbst ein Entwicklungsland! 
Die Ziele der SDGs basieren auf dem 
Entwicklungsstand der jeweiligen 
Länder und fordern darauf basie-
rende Verbesserungen, gleichwohl 
von welchem Niveau diese ausgehen. 
Nachhaltige Entwicklung braucht 
dafür Verständnis und Bildung. 
Nachhaltige Entwicklung braucht ein 
kritisches und realistisches Verständ-
nis der globalen Zusammenhänge, 
davon, was unsere Welt zusammen-
hält. Obwohl viele Menschen grund-
legend über die Ungerechtigkeit in 
der Welt Bescheid wissen, nehmen sie 
dies nicht zum Anlass eigenes Verhal-
ten zu ändern, da sie ihrer Wirkungs-
mächtigkeit nicht bewusst sind.

Deshalb fordern wir:

→ die konsequente Umsetzung der in
der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie festgehaltenen Ziele zur 
Umsetzung der SDGs sowie die 
kontinuierliche Überprüfung und 
Überarbeitung der Strategie. Dies 
beinhaltet die Implementierung in 
die Nachhaltigkeitsstrategien der 
Bundesregierung, der einzelnen 
Bundesländer sowie der von Städ-
ten und Kommunen.

→ das Konzept der Bildung zur nach-
haltigen Entwicklung in alle schu-

http://www.shell.de/ueber-uns/die-shell-jugendstudie.html
http://www.shell.de/ueber-uns/die-shell-jugendstudie.html
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dass die Produktionsbedingungen ih-
rer Kleidung und Smartphones nicht 
mit ethisch verantwortbarem Kon-
sum vereinbar sind. Viele von ihnen 
finden das nicht gut und suchen nach 
Alternativen. Einige informieren sich 
sehr genau und entscheiden sich be-
wusst für einen kritischen Konsum. 
Die meisten scheitern jedoch an der 
Intransparenz vieler Produkte und 
dem Aufwand für die Recherche. 
Auch die höheren Preise für zertifi-
ziert öko-faire Produkte sind für viele 
Jugendliche mit ihren begrenzten 
Budgets ein ernsthaftes Problem.

Selbst engagierte Jugendliche mer-
ken an, dass sie sich immer wieder 
belehrt fühlen über Nachhaltigkeit, 
die ihnen bereits bewusst ist. Aber 
gleichzeitig bleiben ihnen Antworten 
auf die praktischen Fragen schuldig, 
die sie bewegen. Sie haben den Ein-
druck, dass von ihnen erwartet wird, 
was Politik, Gesellschaft, Wirtschaft 
und die älteren Generationen nicht 
geschafft haben und nicht mehr 
schaffen: die Verwirklichung eines 
zukunftsfähigen Gesellschaftskon-
zepts, und dass sie die Folgen des 
Handelns früherer Generationen zu 
tragen haben.

Kritischer Konsum und die reflek-
tierte Verantwortungsübernahme 
jedes_r Einzelnen im eigenen Wir-
kungskreis sind unverzichtbar zur 
Bewahrung der Schöpfung. Insbe-
sondere Jugendliche sind dafür offen, 

denn sie verstehen, dass sie in dieser 
Welt noch länger leben. Aber sie ha-
ben auch ein Recht darauf, nicht mit 
der Verantwortung allein gelassen zu 
werden. Sie brauchen Unterstützung 
und die Befähigung dazu, kritische 
Konsument_innen zu sein.

Deshalb fordern wir:

→ die Verständlichkeit des kritischen
Konsums: die Verantwortung und
Macht, aber auch die Grenzen indi-
vidueller und kollektiver Konsum-
entscheidungen müssen transpa-
rent gemacht werden.

→ die Verfügbarkeit von notwendigen
Informationen, die für eine verant-
wortungsvolle Kaufentscheidung 
nötig sind. Nur so ist kritischer 
Konsum möglich. Lieferketten, 
Ressourceneinsatz und Produkti-
onsbedingungen müssen nachvoll-
ziehbar sein. Siegel und Zertifikate 
müssen transparente und von 
Dritten überprüfbare Kriterien 
enthalten.

→ politisch fördernde Rahmenbe-
dingungen für kritischen Konsum 
zu schaffen. Kinder und Jugendli-
che, die von sozialen Sicherungs-
systemen abhängig sind, haben 
durch eingeschränkte finanzielle 
Mögklichkeiten kaum die Freiheit, 
nachhaltige Konsumentscheidun-
gen zu treffen.
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Deshalb fordern wir:

→ im Sinne einer Selbstverpflichtung,
die Kinder- und Jugend(verbands)-
arbeit ökologisch nachhaltig zu 
gestalten und auszuloten, wie wir 
unseren Beitrag zur Bewahrung der 
Schöpfung leisten können.

→ die Förderung der Kinder- und
Jugend(verbands)arbeit so zu ge-
stalten, dass damit die sozioöko-
nomische Erreichbarkeit und ihre 
öko-faire Durchführung keine Ge-
gensätze mehr sein müssen: Eine 
höhere finanzielle Unterstützung 
der Kinder- und Jugend(verbands)
arbeit ist hierfür unbedingt nötig.

Bewahrung der Schöpfung 
als Thema in den Kinder- und  
Jugendverbänden

In den konfessionellen Kinder- und 
Jugendverbänden ist das Engagement 
für die Bewahrung der Schöpfung im 
Kontext des Einsatzes für weltweit 
mehr Gerechtigkeit maßgebend. Öko-
logische Nachhaltigkeit ist ein grund-
legendes Element der Kinder- und 
Jugendarbeit und wird in der Praxis 
möglichst konsequent umgesetzt. 
Dabei stehen herkömmliche Logiken 
und Anreize des Wirtschaftens mit 
Ressourcensparsamkeit in Konflikt. 
Bei Ferienfreizeiten und Veranstal-
tungen wird erlebbar, dass der finan-
zielle Rahmen und der Wunsch nach 
ökologischer Nachhaltigkeit schwer 
zu vereinbaren sind. Das ist eine He- 
rausforderung in der Praxis, aber 
auch eine Aufforderung für das poli-
tische Handeln.
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BILDUNGSWELT

die Persönlichkeit fördert oder per-
sonale, soziale, instrumentelle (der 
Lebensbewältigung dienliche) und 
gesellschaftliche Aspekte mit einbe-
zieht. Deswegen ist es beim Thema 
Bildung nicht ausreichend, nur die 
Bildungsinstitutionen mit ihrem 
pädagogischen Personal in den Blick 
zu nehmen. In gleichem Maße ist der 
Fokus auch auf die außerschulische 
Bildung zu richten.

Bildungsgerechtigkeit

In Deutschland herrscht ein starker 
Zusammenhang zwischen der sozia-
len Herkunft und dem Bildungsgrad 
von Kindern und Jugendlichen. Dies 
zeigt sich nicht nur in der formalen 
schulischen Bildung, sondern auch 
bei den außerschulischen Aktivitäten. 
Kinder aus finanziell benachteiligten 
Familien verfügen häufig über eine 
schlechtere Schulausstattung als an-
dere Kinder und nehmen seltener an 
Kunst-, Musik- oder anderen außer-
schulischen Bildungsangeboten teil. 
Bei Kindern aus finanziell benach-
teiligten Familien sind wesentlich 

uf der Grundlage des christli-
chen Menschenbildes, das jedem 

Menschen eine von Gott gegebene 
Würde und einen unveräußerlichen 
Wert zuspricht, brauchen wir ein 
Bildungsangebot, in dem alle Men-
schen unabhängig von ihren finanzi-
ellen Ressourcen und ihren von Gott 
gegebenen Talenten entsprechend 
begleitet, gefördert und gefordert 
werden. Bildung verstehen wir hier-
bei als einen aktiven, lebenslangen 
Prozess, den jeder Mensch in Ausei-
nandersetzung mit seiner Umwelt 
durchläuft und dessen Ziel die Aus-
bildung einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit ist.t. Dazu gehört einerseits 
das formale Bildungssystem, das 
eine zentrale Voraussetzung für die 
gesellschaftliche Entwicklung ist, für 
ökonomische Innovation und soziale 
Wohlfahrt ebenso wie für die indivi-
duelle Teilhabe jedes_r Einzelne_n in 
vielen Lebensbereichen (z. B. Familie, 
Arbeitsmarkt, Politik und Kultur).

Andererseits zählt zu diesem 
Prozess jede Form der Bildung, die 

A

„Besser ein junger Mann, der niedriger Herkunft, 
  aber gebildet ist, als ein König, der alt, aber ungebildet ist.“
		          (Kohelet 4,13)
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häufiger Bildungsdefizite im Sprach-, 
Spiel- und Arbeitsverhalten sichtbar1. 

Deshalb fordern wir:

→ Chancengleichheit in der formalen
und nonformalen Bildung, denn 
jeder Mensch hat ein Recht auf Bil-
dung. Die Zugangschancen müssen 
für alle gleich sein – unabhängig 
von ökonomischen Voraussetzun-
gen oder der kulturellen und sozia-
len Herkunft.

→ gleiche Bildungschancen für alle
Kinder und Jugendlichen, unab-
hängig der finanziellen Situation 
ihrer Eltern. Individuelle Förder-
möglichkeiten (wie Hausaufgaben-, 
Lernhilfe und Sprachförderung), in 
der Schule benötigtes Lernmaterial 
und die Anreise zur Schule müssen 
kostenfrei ermöglicht werden.

1	  Vgl. Gerda Holz: Kinderarmut ver-
schärft Bildungsmisere, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte 21-22, 2003.

→ zudem, dass die Leistungen der
Kinder- und Jugendhilfe, wie sie 
im VIII. Sozialgesetzbuch be-
schrieben sind, für alle Kinder
und Jugendliche – auch diejenigen, 
die nach Deutschland eingewan-
dert oder geflohen sind – uneinge- 
schränkt gelten.

Frühkindliche Bildung

Bei frühkindlicher Bildung darf es 
nicht darum gehen, sich schon im 
Kleinkindalter dem Druck des späte-
ren Arbeitsmarktes zu unterwerfen 
und die Kinder einem Wettbewerbs-
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Das Schulsystem in
Deutschland

Die Chancenungleichheiten in der 
Bildung werden insbesondere durch 
die Ausgestaltung unseres instituti-
onellen Bildungssystems begünstigt. 
Bereits früh (häufig schon nach der 4. 
Klasse) werden mit der Entscheidung, 
welche Schulform das Kind besuchen 
wird, die Weichen für die weitere 
Schullaufbahn und darüber hinaus 
gestellt. Dadurch werden Kinder, die 
sich erst später weiterentwickeln oder 
diejenigen, die nicht die Unterstüt-
zung zur Entfaltung ihrer Talente 
hatten, benachteiligt.

Anstelle einer Differenzierung in 
verschiedene Schulformen bedarf es 
einer leistungsabhängigen Differen-
zierung in einzelnen Fächern durch 
Grund- und Erweiterungskurse auf 
einer gemeinsamen Schule. Somit 
wird das Erreichen eines bestimmten 
Schulabschlusses den Lernenden 
nicht schon frühzeitig erschwert und 
sie können individuell und fachbezo-
gen gefördert werden.

In Deutschland darf sich kein 
Zwei-Klassen-Schulsystem entwi-
ckeln, bei dem finanziell besser ge-
stellte Familien ihre Kinder auf die 
Schulen ihrer Wahl schicken und 
ihren Kindern nicht nur die besten 
Lernbedingungen, sondern über 
Stipendien auch die besten Mitschü-

druck auszusetzen. Sie sollen in 
dieser Phase des Lebens einfach Kind 
sein dürfen und das freie Spielen 
ohne Verpflichtungen genießen kön-
nen.

Gleichzeitig sollte schon in dieser 
Lebensphase die Chance ergriffen 
werden, eine solide Grundlage für 
eine Teilhabegerechtigkeit auszuprä-
gen, da gerade im Kindesalter viele 
Weichen für das spätere Leben und 
auch die soziale und kognitive Kom-
petenzentwicklung gestellt werden. 
An dieser Stelle muss von staatlicher 
Seite angesetzt und investiert werden, 
ohne bevormundend in die Erziehung 
der Eltern einzugreifen.

Deshalb fordern wir:

→ beitragsfreie Nutzung von Kinder-
tagesstätten, die Kinder in ihrer 
Entwicklung fördern und dabei 
ausreichend Möglichkeiten und 
Räume bieten, in den Kinder spie-
len und sich frei entfalten können.

→ die Qualität öffentlicher Bildung,
auch im frühkindlichen Alter, zu 
verbessern, sodass finanziell besser 
gestellte Familien keinen dringen-
den Grund sehen, das eigene Kind 
in eine teure Privat-KiTa zu geben. 
Dazu braucht es gut qualifiziertes, 
gut bezahltes und motiviertes Per-
sonal und eine bedarfsgerechte In-
frastruktur in Kindertagesstätten.
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ler_innen „kaufen“ können, während 
an den anderen Schulen immer 
schlechtere Bedingungen herrschen. 
Denn alle Kinder und Jugendliche 
müssen ihren Interessen, Neigungen 
und Fähigkeiten entsprechend lernen 
können.

Daneben ist es entscheidend, dass 
die Schüler_innen bei der Ausgestal-
tung ihres Lernorts beteiligt werden. 
Ihre Mitverantwortung muss gestärkt 
und ausgebaut werden.

Schulsozialarbeit leistet dabei 
einen wichtigen Beitrag zur Chan-
cengleichheit. An allen Schulformen 
besteht für Schüler_innen das Be-
dürfnis, auch informelles Lernen zu 
erfahren, sich zu orientieren und in 
schwierigen Situationen wie Schul-
müdigkeit, Mobbing, Gewalt oder 
Drogenabhängigkeit Hilfe zu erfah-
ren. Die Schulsozialarbeit vernetzt 
weitere örtliche Einrichtungen, Äm-
ter, Behörden und Beratungsstellen, 
sodass Kindern und Jugendlichen 
passgenau geholfen werden kann.

Kinder und Jugendliche haben 
häufig Schwierigkeiten, wenn sie we-
gen eines Umzugs, auf eine Schule in 
einem anderen Bundesland wechseln 
müssen. Die verschiedenen Schul-
systeme und Lehrpläne können dazu 
führen, dass diese Schüler_innen 
wichtigen Unterrichtsstoff verpassen 
und diesen unter Druck nachholen 

müssen. Nicht nur an diesem Beispiel 
ist zu erkennen, dass das föderale 
System keinen sinnvollen Beitrag zu 
einer gut funktionierenden Bildung 
leistet. Vielmehr erschwert es die 
Qualifizierung des bestehenden Bil-
dungssystems.

Deshalb fordern wir:

→ eine längere gemeinsame Schulzeit, 
unabhängig vom angestrebten 
Schulabschluss, für mehr Bildungs-
gerechtigkeit.

→ anstelle des dreigliedrigen Schul-
systems die flächendeckende Ein-
führung nur einer Schulart. Die 
leistungsabhängige Förderung fin-
det dort fächerbezogen statt.

→ die Reduzierung der maximalen
Klassenstärke, damit das Lehrper-
sonal die Chance hat, Defizite der 
Lernenden zu erkennen und diese 
zu unterstützen.

→ eine stärkere Beteiligung der Schü-
ler_innen bei der Gestaltung ihrer 
Schule.

→ eine feste Verankerung und nach-
haltige finanzielle Absicherung der 
Schulsozialarbeit an allen Schulen.

→ auch, dass Schulpolitik in die Zu-
ständigkeit des Bundes wandert.
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Jugendverbands ist gleichzeitig mitge-
staltend und prägend für den Kinder- 
und Jugendverband und seine ge-
sellschaftspolitische Positionierung. 
Dadurch wird ganz automatisch 
gelernt, was es bedeutet, Verantwor-
tung zu übernehmen. Schule und 
Ausbildung darf die Teilnahme an 
den Angeboten der Kinder- und Ju-
gendverbände nicht einschränken.

Kinder- und Jugendverbände leis-
ten einen unschätzbaren Beitrag zur 
Bildung junger Menschen. Sie dürfen 
aber nicht allein oder vor allem unter 
diesem Gesichtspunkt bewertet oder 
strukturiert werden. Viele der wich-
tigsten Ergebnisse informeller und 
non-formaler Bildung kommen genau 
deshalb zustande, weil sie in Kontex-
ten geschehen, die gerade nicht auf 
diesen Zweck hin, sondern an ihrem 
eigenen, unverzweckten Sinn orien-
tiert sind.

Viele Schüler_innen entscheiden 
sich nach dem Erreichen eines for-
malen Bildungsabschlusses für einen 
Jugendfreiwilligendienst. Jugendfrei-
willigendienste gestalten Lernwelten 
und bieten Bildungserfahrungen – als 
solche müssen Freiwilligendienste 
auskömmlich finanziert und ar-
beitsmarktneutral gestaltet werden. 
Hindernisse, die Jugendliche aus bil-
dungsfernen Elternhäusern, mit und 
ohne Migrations- oder Fluchthinter-

Außerschulische Bildung

Besonders durch den Ausbau der 
Ganztagsschule wird der Eindruck 
erweckt, dass Schule als exklusiver 
Lernort gestaltet werden kann und 
Lernen allein in Schule stattfindet. 
Bildung umfasst aber mehr, als den 
Erwerb von Wissen und Kompeten-
zen in Schulen, Hochschulen und 
betrieblichen Ausbildungen2. Für die 
Bildung einer gemeinschaftsfähigen 
und verantwortungsfähigen Persön-
lichkeit sind sogenannte non-formale 
Bildungsorte wie etwa die Kinder- 
und Jugendarbeit mindestens genau-
so wichtig. Kindern und Jugendlichen 
ist deshalb auch die Teilnahme an 
Angeboten der Kinder- und Jugendar-
beit zu ermöglichen. Auch das infor-
melle Lernen, trägt maßgeblich zur 
Bildung einer verantwortungsvollen 
und mündigen Persönlichkeit bei.

Kinder- und Jugendverbände 
bieten interessierten und engagier-
ten jungen Menschen vielfältige 
Orte non-formaler und informeller 
Bildung3. In den Angeboten und 
Veranstaltungen der Kinder- und 
Jugendverbandsarbeit kann nicht 
nur Demokratie und Partizipation 
erfahren werden, sondern es besteht 
die Möglichkeit, sich selbst und alle 
Facetten der eigenen Persönlichkeit 
auszuprobieren und zu entfalten. 
Jedes Mitglied eines Kinder- und 

2	  Vgl. Arbeitswelt.
3	  Zum grundlegenden Verständnis der 
Kinder- und Jugendverbände vgl. das Kapi-
tel Lebenswelt gestalten.
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grund, von diese Möglichkeiten der 
Bildungserfahrungen ausschließen, 
müssen überwunden werden.

Deshalb fordern wir:

→ eine Änderung der Schulzeiten,
nämlich, dass Schule nicht den 
gesamten Tag einnehmen darf, 
sondern sichergestellt ist, dass
am Nachmittag nach der Schule 
ausreichend Zeit zur freien Verfü-
gung steht.

→ alle Angebote der formalen, non-
formalen und informellen Bildung 
für die Teilnehmenden bezahlbar 
zu gestalten – egal, ob schulischer, 
musischer, sportlicher, ökologi-
scher, sozialer, religiöser oder poli-
tischer Art.

→ die ausreichende Finanzierung der
Kinder- und Jugend(verbands)arbeit.

→ die ausreichende Finanzierung der 
Jugendfreiwilligendienste.

→ die Berücksichtigung des Hand-
lungsfeldes Kinder- und Jugendar-
beit bei der Ausbildung von haupt-
beruflichen Fachkräften.

Gegen die Ökonomisierung
der Bildung

In der gesamten Bildungslandschaft, 
von der frühkindlichen Bildung bis 
zur universitären oder betrieblichen 
Ausbildung, und zunehmend auch in 
Freizeitbeschäftigungen, sehen wir 
uns einer zunehmenden Ökonomisie-
rung ausgesetzt. Kinder, deren Eltern 
es sich leisten können, werden häufig 
mehrsprachig aufgezogen oder begin-
nen bereits in der Kindertagesstätte 
die erste „nützliche“ Fremdsprache 
zu lernen, um später größere Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt zu haben. 
Kindertagesstätten und Schulen 
betreuen Kinder und Jugendliche bis 
spät in den Nachmittag hinein, damit 
Eltern arbeiten gehen können. Die 
Gestaltung eines an der Entwick-
lung und den Interessen der Kinder 
und Jugendlichen ausgerichteten 
Bildungssystems rückt in den Hinter-
grund. Bildung wird zu einer Ware in 
unterschiedlichsten Qualitäten, über 
die in Kinder, Jugendliche und ihre 
Zukunft investiert werden kann. Das 
wird auch durch ausufernde Debat-
ten um Zertifizierung verschiedenster 
Bildungsergebnisse und die Einbe-
ziehung aller Formen von Bildung in 
Freihandelsabkommen deutlich.

Vor allem junge Menschen erle-
ben einen besonders starken Leis-
tungsdruck aufgrund gestiegener 
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übernommen und gezeigt
werden muss5. 

Im Lehramtsstudium ist neben 
der Orientierung an fachlichen 
Inhalten eine stärkere Befähigung 
hin zur pädagogisch-didaktischen 
Begleitung des individuellen Lernpro-
zesses von Schüler_innen notwendig. 
Auch der Einfluss von spezifischen 
Lernvoraussetzungen, wie etwa 
Flucht- und Migrationshintergrund, 
sowie von sozialen Faktoren, die das 
Lernverhalten beeinflussen, müssen 
Ausbildungsinhalte sein. Durch Vor-
praktika oder frühzeitige und inten-
siver begleitende Praxiserfahrung 
im Studium soll eine rechtzeitige 
Selbstvergewisserung hinsichtlich der 
Berufswahl ermöglicht werden.

Spezialisiertes Personal für un-
terschiedlichste Anforderungen und 
Aufgaben sollen an Schulen eine in-
dividuelle Förderung gewährleisten. 
Dazu werden neben dem pädagogi-
schem Personal vor allem qualifizier-
te psychologische Mitarbeiter_innen 
benötigt, sowie einen Ausbau der Ju-
gendsozialarbeit. Lehrkräfte sind von 
Verwaltungsaufgaben zu entlasten.

Inklusion und Heterogenität wer-
den in den nächsten Jahren nicht nur 
aufgrund der Vielzahl an geflüchteten 
Kindern, Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen eine noch größere Be-
deutung erlangen. Daraus ergibt sich 

5	  Vgl. Arbeitswelt.

Anforderungen. Etwa in der Schule, 
hervorgerufen durch die Folgen des 
G8-Systems ohne Anpassung der 
Curricula oder in der universitären 
Ausbildung durch die Bologna-Re-
form. Die Zahlen der psychischen wie 
psychosomatischen Auffälligkeiten 
und Erkrankungen bei Kindern, Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen 
nehmen in dramatischem Maße zu4. 

Deshalb fordern wir:

→ ausreichend Freiräume sowie Zeit
für Erholung und persönliche 
selbstgestaltete Entfaltung für
Kinder und Jugendliche.

→ ein Zeitlimit, Schule, Lernen
und Hausaufgaben dürfen höchs-
tens 35 Stunden pro Woche in An-
spruch nehmen.

Ausbildung der pädagogi-
schen Fachkräfte

Für die Ausbildung qualifizierter 
hauptberuflicher Fachkräfte in allen 
Bereichen der Bildung müssen ange-
messene finanzielle und institutionel-
le Rahmenbedingungen geschaffen 
werden. Zudem müssen soziale und 
pädagogische Berufe ihrer Bedeutung 
entsprechend gesellschaftlich aufge-
wertet werden. Der aktuell niedrige 
Lohn steht heute in keinem Ver-
hältnis zur Verantwortung und dem 
Engagement, das in diesen Berufen 

4	  Berufsverband Deutscher Psychologen 
und Psychologinnen: Bericht zur Kinder- 
und Jugendgesundheit in Deutschland, 
2007; u. a.
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eine weitere Differenzierung, der mit 
zusätzlichem Personal und weiteren 
Räume adäquat begegnet werden 
muss. Daneben sind qualifiziertere 
Diagnosen der Lernentwicklung mit 
darauf folgenden individuellen För-
dermaßnahmen nötig. Doch nicht 
nur bezüglich der Fördermaßnah-
men muss der zunehmenden Vielfalt 
Rechnung getragen werden.

Deshalb fordern wir:

→ spezialisierte, qualifizierte und
angemessen entlohnte Fachkräfte 
in multiprofessionellen Teams an 
den Schulen.

→ ein die spezifischen Lernvoraus-
setzungen der Schüler_innen
berücksichtigendes Lehramts-
studium.

→ angemessene Rahmenbedingungen
für inklusive Schul- und Lernan-
gebote, mit qualifiziertem Personal 
und ausreichender Infrastrukur.

→ ein bedarfsgerechtes Angebot mus-
limischen Religionsunterrichts.

→ bessere politische Bildung, die jun-
ge Menschen auf demokratische 
Prozesse in einer vielfältiger wer-
denden Gesellschaft vorbereitet.
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ArbeitsWELT

nander einbringen. Eine solidarische 
Gesellschaft muss deshalb Struktu-
ren der Umverteilung schaffen, die 
auch weniger Leistungsfähigen die 
Teilhabe an Besitz, Einkommen und 
der Mitgestaltung der Gesellschaft 
sichern. Das Recht auf Ausbildung, 
Arbeit und gerechten Lohn spielt 
hierbei eine entscheidende Rolle.

Arbeit ist nur das
halbe Leben!

Der Beruf nimmt einen hohen Stel-
lenwert im Leben ein. Erwerbsarbeit 
ist aber nicht alles und Arbeit ist 
auch mehr als Erwerbsarbeit. Arbeit 
ist auch das, was in Familien, unter 
Freund_innen, unter Nachbar_innen 
oder für die Gesellschaft – sei es im 
Verband, im Verein oder an anderer 
Stelle – geleistet wird. Neben der mo-
netären Arbeit muss es möglich sein, 
auch weiterhin nicht-monetär zu 
arbeiten und an der Gestaltung einer 
lebendigen Gemeinschaft tatkräftig 
mitzuwirken.

eder Mensch hat ein Recht auf 
Ausbildung und Arbeit sowie auf 

gerechten Lohn für die geleistete 
Arbeit. Um diese Rechte zu verwirk-
lichen, braucht es eine solidarische 
Gesellschaft, in der „Starke“ und 
„Schwache“ ihren je eigenen Bei-
trag leisten, um miteinander eine 
möglichst gerechte Gesellschaft zu 
gestalten.

Die gelebte Liebe Jesu Christi 
fordert uns heraus, mit unseren 
Mitmenschen solidarisch zu leben. 
Solidarität meint die Verantwortung 
für das Gemeinwesen sowie das Ein-
stehen für die Rechte und Interessen 
anderer, insbesondere der Schwäche-
ren und an den Rand Gedrängten. 
Solidarität ist Ausdruck gerechter 
Freiheit. Solidarisches Recht schützt 
die Kleinen und bändigt die Großen.

Gesellschaftliches Zusammenle-
ben kann nur dann gelingen, wenn 
die einzelnen Menschen ihre Ideen, 
Fähigkeiten und Kräfte und ihre 
Bereitschaft zum solidarischen Mitei-

J

„Weh dem, der seinen Nächsten ohne Entgelt
 arbeiten lässt und ihm seinen Lohn nicht gibt.“
		        	      (Jeremia 22,13b)
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Die Verbindung von Erwerbsar-
beit und Familie ist in Deutschland 
weiterhin sehr schwierig. Die Familie 
wird wirtschaftlichen Interessen 
untergeordnet und Veränderungen 
finden häufig nur (wie z. B. bei der 
Kinderbetreuung) auf Druck der 
Wirtschaft statt. Stetig wachsender 
Druck in Ausbildung und Erwerbs-
arbeit erschwert ehrenamtliches En-
gagement.

Leben ist mehr als Erwerbs-
arbeit, aber Erwerbsarbeit ist 
ein großer und wichtiger Teil 
des Lebens. Im christlichen 
Verständnis gehört Arbeit wesentlich 
zu einem gelingenden Leben dazu. 
Menschen können ihre Stärken und 
Fähigkeiten entwickeln und sich 
einbringen. Erwerbsarbeit kann und 
sollte mehr als ein notwendiges Übel 
sein. Arbeit soll sinnstiftend sein und 
Spaß machen.

Arbeit hat auch einen sozialen 
Aspekt. Sie bedeutet für viele Men-
schen Teilhabe am gesellschaftlichen 

Leben, kann vor Isolation und Verein-
samung schützen und soziale Aner-
kennung generieren.

In Deutschland ist der Beruf in 
hohem Maße identitätsstiftend und 
scheint den Wert eines Menschen zu 
bemessen. Wer sehr viel und erfolg-



48

beit möglich ist, gefördert wird und 
Anerkennung findet. Gesellschaft-
liches Engagement hat einen hohen 
Stellenwert und muss angemessen 
unterstützt werden.

→ effektive Freistellungs- und Son-
derurlaubsreglungen für ehrenamt-
liches Engagement, sowie dessen 
Anerkennung in der Berechnung 
der Förderhöchstdauer der (Aus-)
Bildungsförderung.

→ ausreichende Ressourcen, um
Rahmenbedingungen für die Ver-
einbarkeit von Familienarbeit und 
Erwerbsarbeit diskriminierungsfrei 
zu gestalten.

→ einen Schutz des Sonntags, ange-
messene und familienfreundliche 
Tages-und Wochenarbeitszeiten 
und ein praktiziertes Recht auf 
Urlaub. Darüber hinaus sollten 
aktuell diskutierte Konzepte der 
Familienarbeitszeit umgesetzt und 
ausgebaut werden.

Das Recht auf Ausbildung 
und Arbeit

Erwerbsarbeit darf niemandem 
verwehrt bleiben. Ausgeschlossen 
zu sein von der Arbeitswelt hat of-
fensichtliche Konsequenzen für die 
Teilhabe an anderen gesellschaftli-
chen Bereichen. Jeder Mensch muss 
am Berufsleben teilhaben können. Es 
sollte immer Möglichkeiten des be-
ruflichen (Wieder-)Einstiegs und der 
beruflichen Entwicklung geben, auch 

reich arbeitet, erhält häufig soziale 
Anerkennung und gilt als besonders 
fleißig. Die Kehrseite dessen ist 
die – ungerechte – Abwertung von 
erwerbslosen Menschen oder von 
Menschen in weniger anerkannten 
Berufen oder Tätigkeiten. Menschen 
müssen aber als einzigartige Indi-
viduen gesehen werden und dürfen 
nicht nur über Erwerbstätigkeit, 
Abschluss oder Einkommen definiert 
werden.

In unserer Gesellschaft werden 
die Berufstätigkeit und der dadurch 
erreichte wirtschaftliche und soziale 
Rang jedoch oft völlig überhöht und 
andere Talente und Werte verblassen 
zunehmend. Wichtiger noch: wie sehr 
sich die geleistete Arbeit am Wohl 
der Mitmenschen orientiert, ist von 
verhältnismäßig geringer Bedeutung. 
Erwerbsarbeit und sozialer Status 
bedürfen deshalb einer neuen gesell-
schaftlichen Bewertung.

Deshalb fordern wir:

→ eine Werteänderung, dass sich der
Wert von Arbeit an viel mehr als 
dem ökonomischen Wert bemessen 
muss. Erwerbsarbeit, Familienar-
beit, gesellschaftliches Engagement 
und Bildung tragen gleichsam zu 
Gesellschaft und Gemeinschaft bei 
und müssen die ihnen zustehende 
Anerkennung erfahren.

→ die Rahmenbedingungen so zu
gestalten, dass ehrenamtliches 
Engagement neben der Erwerbsar-
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nach beruflichem Scheitern, nach 
Familienzeit oder nach einer Phase 
der Umorientierung.

Arbeit verbindet Menschen und 
bietet die Möglichkeit der (Neu-)Inte-
gration. Insbesondere Zugewanderte 
dürfen nicht von Arbeit ausgeschlos-
sen werden.

Besonderes Augenmerk muss auch 
auf junge Menschen am Anfang ihres 
Berufslebens gelegt werden.

Der Übergang von der Schule in 
das Erwerbsleben ist für alle jungen 
Menschen ein großer, wichtiger 
Schritt. Für viele Jugendliche gestaltet 
sich dieser Übergang nicht einfach. 
Die Entscheidung für den „richti-
gen“ Beruf ist schwer, der Weg dahin 
häufig nicht klar. Nicht alle jungen 
Menschen können ihren Wunschbe-
ruf erreichen. Die Entscheidungen, 
die ein junger Mensch am Übergang 
Schule-Beruf trifft, die Bedingungen, 
die sich im bieten, werden sein Leben 
wesentlich prägen. Die schulischen 
und außerschulischen Initiativen zur 
Berufsvorbereitung haben sich in den 
letzten Jahren qualifiziert, bedürfen 
aber weiterhin eines Zuwachses an 
Qualität und Ressourcen.

Dem Übergang von der Schule in 
das Berufsleben muss hohe Bedeu-
tung beigemessen werden. Zu einer 
reifen Entscheidung brauchen junge 
Menschen Unterstützung und Zeit. 
Jedem einzelnen jungen Menschen, 
der den Einstieg in das Berufsleben 

noch nicht geschafft hat, muss Unter-
stützung zuteil werden. Eine Gesell-
schaft darf sich nicht damit zufrieden 
geben, dass es eine Gruppe von ausge-
schlossenen Menschen gibt.

Das Wirtschaftssystem bietet 
grundsätzlich nicht allen Menschen, 
insbesondere denen mit sozialen Be-
nachteiligungen oder individuellen 
Beeinträchtigungen, die Möglichkeit, 
eine angemessene Arbeit zu finden. 
Ungeachtet der Diskussionen über 
einen Fachkräftemangel gibt es mehr 
Erwerbsarbeitssuchende als offene 
Stellen1.

Deshalb fordern wir:

→ ein Recht auf Ausbildung und
Arbeit für alle Menschen.

→ einen schnellen Zugang zum
Arbeitsmarkt für geflüchtete und 
zugewanderte Menschen. Dies wird 
in den kommenden Jahren einen 
wesentlichen Beitrag zu einer gelin-
genden Integration leisten können 
und auch müssen. Wichtig ist es 
hierbei, nicht den Mindestlohn und 
geltende tarifliche Vereinbarungen 
zu ignorieren. Es darf nicht sein, 
dass Geflüchtete und Langzeitar-
beitslose in eine Konfrontations-
stellung geraten.

→ ausreichend Zeit für junge Men-
schen, damit sie eine reife beruf-

1	  Siehe: https://statistik.arbeitsagentur.
de/Navigation/Statistik/Statistik-nach
-Themen/Arbeitsmarkt-im-Ueberblick/
Arbeitsmarkt-im-Ueberblick-Nav.html 
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tum haben, der durch ihre Arbeit ge-
schaffen wird. Inzwischen klaffen die 
niedrigsten und höchsten Gehälter 
obszön auseinander. Die menschliche 
Arbeit ist nicht schlicht ein Produkti-
onsfaktor im Dienst der Gewinnma-
ximierung einiger Weniger. Es muss 
Menschen möglich sein, von ihrem 
Gehalt ihren Lebensunterhalt zu 
bestreiten. Faire Bezahlung und gute 
Anstellungsverhältnisse sollen Sicher-
heit schaffen. Gute Arbeit meint u. a. 
Arbeitsbedingungen, die nicht krank 
werden lassen, Arbeitgeber_innen, 
denen das Wohl ihrer Mitarbeitenden 
am Herzen liegt und die deren Wert 
zu schätzen wissen. Zunehmende 
Anforderungen an die Flexibilisie-
rung von Arbeitskräften, überzogene 
wöchentliche Arbeitszeiten und 
ständige räumliche Wechsel sind mit 
einem gesunden und sozial verträg-
lichen Arbeits- und Privatleben nicht 
vereinbar. Es entstehen zunehmend 
unerträgliche bis prekäre Arbeitsver-
hältnisse, ohne ausreichend Entloh-
nung für ein auskömmliches Leben, 
ohne Jobsicherheit, Perspektive, Mit-
bestimmung und dem damit einher-
gehenden hohen Stress und fehlenden 
Anerkennung.

Durch die Digitalisierung erfahren 
die Erwerbsformen einen Wandel, 
welcher unter dem Schlagwort Arbeit 
4.02 in die öffentliche Debatte ein-
gegangen ist. Arbeit wird digitaler, 
vernetzter und flexibler. Dies hat Fol-
gen für jede_n Einzelne_n, aber auch 
gesamtgesellschaftlich.

2	  Siehe z. B. den Dialogprozess des Bun-
desministeriums für Arbeit und Soziales 
unter http://www.arbeitenviernull.de

liche Entscheidung treffen können, 
sowie den Ausbau der Unterstüt-
zungssysteme.

→ die Förderung besonders benach-
teiligter junger Menschen im Über-
gangssystem zu stärken, insbeson-
dere durch die Ausweitung und 
staatliche Absicherung der Jugend-
sozialarbeit.

→ Unterstützungssysteme, die allen
Menschen immer wieder Zugänge 
zur Arbeit ermöglichen. Dabei sind 
auch Systeme dauerhafter staat-
licher Förderung notwendig, um 
insbesondere Langzeitarbeitslosen 
und besonders benachteiligten 
Menschen gesicherte Arbeitsplätze 
auf Dauer zur Verfügung zu stellen.

Gute und gerechte Arbeit

Erwerbsarbeit muss gerecht und fair 
bezahlt und ausgestaltet werden. 
Dazu gehören ein angemessener, 
transparenter und armutsfester 
Lohn, der auch zum Unterhalt einer 
Familie reicht. Außerdem sind wich-
tig gesunde Arbeitsbedingungen, 
gleiche Bezahlung für gleiche Arbeit, 
keine Diskriminierung auf Basis von 
Geschlecht, Religion, sexueller Ori-
entierung, Herkunft, aber auch Bran-
che oder Ort, insgesamt gesicherte 
Beschäftigungsverhältnisse und die 
Freiheit, sich auch beruflich weiter- 
entwickeln zu können.

Arbeitnehmer_innen müssen 
einen gerechten Anteil an dem Reich-
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Arbeiten 4.0 bedeutet auch, dass 
Arbeitsplätze vermehrt Heimarbeits-
plätze sein werden. Die persönliche 
Zusammenarbeit mit Kolleg_innen in 
einem Team ist auf diese Weise nicht 
mehr regelmäßig möglich; Arbeits-
plätze werden somit isolierter sein. 
Außerdem dringt Arbeit auf diese 
Weise vermehrt in das Private ein.

Bei extremen Formen des Crowd-
working werden bisher qualifizierte 
Tätigkeiten in winzige Teilaufgaben 
zerlegt und an eine anonyme Masse 
(Crowd) vergeben. Nicht selten arbei-
ten die Auftragnehmer_innen dabei 
in einer Form der Selbstständigkeit.

Tätigkeiten werden zunehmend 
von Maschinen, insbesondere Com-
putern, statt Menschen ausgeübt. 
Daher ist eine Reduktion von Er-
werbsarbeitsplätzen zu befürchten.

Grundsätzlich besteht eine Gefahr 
darin, dass sich Menschen zuneh-
mend in unsicheren Beschäftigungs-
verhältnissen befinden. Auch wenn es 
weiterhin Normalarbeitsverhältnisse 
geben wird, werden immer mehr Per-
sonen in atypischen, häufig prekären 
Arbeitsverhältnissen beschäftigt sein. 
Neben der Unsicherheit für Arbeit-
nehmende stellt sich hier auch die 
Frage nach der Stabilität der Finan-
zierung des Sozialsystems.

Arbeit und Formen von Arbeit 
befinden sich im Wandel und müssen 
sich an Fortschritt und veränderte 
Bedingungen anpassen. Der Staat 

muss diese Entwicklungen wachsam 
beobachten und verantwortungsvoll 
steuern. Die Einführung eines gesetz-
lichen Mindestlohns war ein erster 
Schritt in die richtige Richtung.

Befristete Arbeitsverträge, Werks-
verträge und Leiharbeit führen meist 
zu großen Unsicherheiten. In einer 
solchen Situation ist der Aufbau eines 
eigenständigen Lebens, einer Familie 
nur schwer möglich. Auch volkswirt-
schaftlich betrachtet führen prekäre 
Arbeitsverhältnisse mit schlechter 
Bezahlung zu weniger Konsum, zu 
einer erhöhten Zahl von Menschen, 
die auf ergänzende Zahlungen des 
Staates angewiesen sind und zu ge-
ringeren Beiträgen in Sozialkassen. 
Die Prekarisierung schwächt auch die 
Arbeitnehmer_innenvertretung.

Prekäre Arbeitsverhältnisse ent-
stehen auch dadurch, dass der Staat 
Aufgaben abgibt, sie aber nicht or-
dentlich finanziert. Wer staatliche 
Aufgaben übernimmt, muss auch 
angemessen bezahlt werden. Wenn 
Kosteneinsparungen im Mittelpunkt 
stehen, geht die Verlagerung staatli-
cher Aufgaben in den meisten Fällen 
mit einem Qualitätsverlust einher. 
Werden, wie in der Pflege, Toiletten-
gänge und Körperpflege in Minuten 
getaktet, bleibt keine Zeit für not-
wendige menschliche Zuwendung. 
Das wird weder den Patient_innen 
noch den dort Beschäftigten gerecht. 
Insbesondere im sozialen Bereich 
wird Arbeit häufig zu gering entlohnt. 
Es bedarf einer breiten Kampagne zur 
Aufwertung sozialer Berufe.
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Deshalb fordern wir:

→ die Ungleichbehandlung von
Frauen und Männern bei Lohn und 
Arbeitsbedingungen aufzudecken 
und zu beseitigen. Gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit!

→ die Gehälter von Leitungs- und
Führungspersonen zu beschränken 
und in ein ausgewogenes Verhält-
nis zu den übrigen Gehältern im 
Unternehmen zu setzen.

→ erfüllbare Anforderungen für
Arbeitnehmer_innen wie auch für 
Arbeitgeber_innen, dass gute Ar-
beit geleistet werden kann. Dabei 
sind Arbeitnehmer_innen auch vor 
selbst erzeugten Überlastungssitu-
ationen zu schützen.

→ die Verbesserung der Situation von
Leiharbeiter_innen (z. B. durch eine 
Einführung einer Maximalzeit, die 
ein Arbeitsplatz durch Leiharbeit 
besetzt werden kann, Lohngleich-
heit ohne Ausnahmen ab dem ers-
ten Tag).

→ das Verbot sachgrundloser Befris-
tungen.

→ die Anwendung von Kriterien, die
Werkverträge von Scheinselbst-
ständigkeit abgrenzen. 

→ gerade kirchliche und diakonische
Einrichtungen auf, Vorreiter für 
gerechte Arbeitsbedingungen und 
Bezahlung zu sein und sich am 
Anspruch christlicher Grundwerte 
messen zu lassen.

Soziale Arbeit kann nicht allein in 
wirtschaftlichen Maßzahlen gemes-
sen werden. Die wirtschaftliche Lo-
gik der Maximierung von Profit ist im 
sozialen Bereich nicht anwendbar.

Auch im kirchlichen Bereich, bei-
spielsweise in großen Einrichtungen 
der Wohlfahrtspflege, herrschen – 
unerträglicherweise – nicht flächen-
deckend gute und faire Arbeitsbedin-
gungen. Befristete Arbeitsverträge, 
prekäre Arbeitsverhältnisse und nicht 
umsetzbare Arbeitsanforderungen 
gibt es auch hier.

Von gleichen Chancen für Männer 
und Frauen in der Erwerbsarbeitswelt 
kann auch heute keine Rede sein. Im 
Jahr 2015 betrug die unbereinigte gen-
der pay gap 21 % und ist somit schon 
jahrelang fast konstant. Dies ist unter 
anderem darauf zurückzuführen, 
dass Frauen mit größerer Mehrheit in 
weniger gut bezahlten Branchen ar-
beiten, häufiger Unterbrechungen in 
ihrer Erwerbsarbeitsbiografie haben 
und auch bei gleicher Qualifikati-
on, Tätigkeit und Erwerbsbiografie 
schlechter bezahlt werden. Abgesehen 
von der Leiharbeit befinden sich in 
allen Formen prekärer Beschäftigung 
mehr Frauen als Männer. Auch sind 
wesentlich mehr Männer in Füh-
rungspositionen als Frauen.
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Arbeitsbedingungen rund
um den Globus und unsere
Verantwortung 

Arbeitsbedingungen in anderen 
Ländern der Erde sind zum Teil men-
schenunwürdig und katastrophal. 
Das Wohl des Einzelnen und der 
Umwelt hat keinen Wert. Es zählen 
Ertrag und Ergebnis.

In einer globalisierten Welt ist es 
noch dringender geboten, sich zu 
informieren, Arbeitsbedingungen 
zu hinterfragen und so Druck auf 
die Unternehmen auszuüben. Die 
vielfältigen Initiativen im Bereich 
Fairer Handel, biologisch akzepta-
bler Produktionsbedingungen und 
arbeitnehmerfreundliche Arbeitsbe-
dingungen sind zu unterstützen und 
auszuweiten. Wenn (Frei-)Handelsab-
kommen geschlossen werden, muss 
die Sicherung von Arbeitsschutzstan-
dards, Lohnniveaus, dem Recht auf 
Gewerkschaftsbildung und Diskri-
minierungsverboten festgeschrieben 
werden. Gute und gerechte Arbeit 
darf nicht nur Ziel für Deutschland 
und Europa sein, sondern muss für 
alle Länder dieser Welt gelten.

Deshalb fordern wir:

→ die Sicherung von Arbeitsschutz-
standards, Lohnniveaus, dem 
Recht auf Gewerkschaftsbildung 
und Diskriminierungsverboten 
als unverrückbare Bedingung bei 
Diskussionen über Freihandelsab-
kommen.

→ die Kennzeichnung der Herstel-
lungsbedingungen von Waren, 
seien sie im In- oder Ausland her-
gestellt, um Konsument_innen 
eine verantwortliche Entscheidung 
zu ermöglichen.
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DIGITALE WELTEN

Längst muss man sich nicht mehr 
gegenüber sitzen, um miteinander
zu sprechen oder Erlebnisse zu teilen. 
Jede_r kann auf einfache Art und 
Weise Dinge publizieren, Meinungen 
hinterlassen und am Denken und
Leben anderer teilhaben, über tau-
sende von Kilometern und über Kul-
turen hinweg.

Die Menschen sind online und das 
Internet ist ein wichtiger Bestandteil 
ihres Lebens. Es gehört zum Alltag. 
Es erweitert die ständig zugänglichen 
Möglichkeiten der inhaltlichen und 
örtlichen Orientierung. Menschen 
verabreden und treffen sich online 
und finden im World Wide Web neue 
Freund_innen. Sie bilden sich online 
weiter, konsumieren Nachrichten, 
Musik und Videos. Sie kaufen online 
ein. All das passiert nicht nur zu Hau-
se am PC oder Laptop, sondern vor 
allem auch mobil.

Die digitale Welt prägt und verän-
dert unser Erleben der Wirklichkeit. 
Christ_innen leben seit 2000 Jahren 

edien sprechen nie für sich 
allein, immer gehört zum me-

dialen Kommunikationsprozess auch 
das Verstehen und die Interpretation 
derer, die die Nachricht empfangen. 
Die Kommunikation und wie sie ver-
mittelt wird, prägt dabei immer auch 
Lebensformen und Lebensgestaltung 
von Menschen. Vor rund 500 Jahren 
war die Erfindung des Buchdrucks 
eng verbunden mit einem grundle-
genden Wandel im Alltag der Men-
schen. Auch damals erweiterten sich 
die Kommunikationsmöglichkeiten 
und wirkten sich auf die menschliche 
Lebensgestaltung aus.

Heute erleben wir einmal mehr, 
wie sich unser Leben grundlegend 
und in schnellem Rhythmus wandelt. 
Sowohl in Bezug auf Kommunika-
tionsformen und Kommunikati-
onsverhalten als auch in Bezug auf 
vielfältige Lebenswelten, auf ständige 
Vernetzung und immer größer wer-
dende Mengen an Informationen und 
gespeicherten Daten. Die ständige 
Veränderung prägt das Alltagsleben.

M

„Verstehst du auch, was du liest?“
	 (Apostelgeschichte 8,30b)
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in der Gemeinschaft der Kirche Jesu 
Christi. Eine Verbundenheit über 
Grenzen von Kulturen und Ländern 
hinweg gehört zu ihren grundlegen-
den Erfahrungen und Glaubensüber-
zeugungen. Die grenzüberschrei-
tenden Möglichkeiten der heutigen 
Technik stellen uns vor neue Heraus-
forderungen, können aber auch ganz 
neue Erfahrungsräume öffnen.

Ein positives Verhältnis zum 
digitalen Wandel ist notwendig. 
Gleichzeitig bedarf es der kritischen 
Aneignung und der Auseinanderset-
zung mit diesen Entwicklungen und 
ihren Auswirkungen. Der digitale 
Wandel zeigt sich in allen Lebensbe-
reichen. Er prägt die Bildungs- und 
Arbeitswelt, er hat Auswirkungen auf 
das Miteinander in der realen Welt 
und verbindet über Ländergrenzen 
hinweg. Das heißt, Menschen leben 
in den Kommunikationsbezügen 
der medialen Welt und vernetzen 
sich über virtuelle Verbindungen 
weitläufig. Dadurch werden Lebens-
räume anders, weiter, vielfältiger und 

gleichzeitig auch spezieller und abge-
grenzter. Das prägt das Lebensgefühl, 
die Kommunikation, die Teilhabe an 
Informationen und Diskussionen, 
an Wissen und Partizipation. Neue 
Formen der Interaktivität und Betei-
ligung verändern die Welt.
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stellen. Daten dürfen nicht bevor-
zugt oder benachteiligt übermittelt 
werden. Initiativen und Bestrebun-
gen, die an einem solchen Zugang 
arbeiten und offene WLANs anbie-
ten, sind zu fördern. Bestehende 
rechtliche Hürden und Risiken, wie 
beispielsweise beim Haftungsaus-
schluss bei der Störerhaftung,
sind abzuschaffen.

→ webbasierte Angebote für Kinder
und Jugendliche, sie müssen unter-
stützt und den speziellen Bedürf-
nissen junger Menschen entspre-
chend gestaltet werden.

→ einen selbstbestimmten Zugang
zum Internet und die Möglichkeit 
der Anonymität als Chance und 
Grundvoraussetzung. Das birgt 
auch Gefahren und die Möglichkeit 
zur Vertuschung von Straftaten. 
Die gesetzlichen Regelungen sind 
umzusetzen, wenn rechtswidrige 
Handlungen innerhalb der digita-
len Medien geschehen. Wo Lücken 
ungeregelter Rechtslagen sind auf-
grund des digitalen Wandels, gilt
es angemessene Richtlinien
zu entwickeln.

Umgang mit digitalen Medien

Fragen von Identität werden in der 
digitalen Lebenswelt ganz neu beant-
wortet. Wir können unsere Identität 
ganz neu kreieren und konstruieren. 
Andererseits können wir uns auch 
im Internet nie bewegen, ohne digi-
tale Fußspuren zu hinterlassen. Der 

Zugang zum Netz

Der Grundgedanke des Internets 
ist ein zutiefst demokratischer, er 
beinhaltet den freien Zugang für 
alle Menschen zu allen Bereichen 
des digitalen Zusammenlebens. Es 
spielen sich schon heute große Teile 
der gesellschaftlichen Wirklichkeit 
im Internet ab. Ein Teil unserer Ge-
sellschaft unterscheidet nicht mehr 
zwischen online und offline.

Digital unterwegs zu sein, ist Be-
standteil des Alltags.

Es besteht die Gefahr, dass sich 
die Gesellschaft spaltet und einige 
abgehängt werden. Denn längst 
nicht alle Menschen haben heute die 
gleichen Möglichkeiten, das Internet 
und digitale Medien zu nutzen. Auch 
wenn der Zugang für Kinder und 
Jugendliche weitgehend gesichert ist, 
bestehen Hindernisse aufgrund ihrer 
sozialen und kulturellen Lage.

Deshalb fordern wir:

→ volle Teilhabe an der Vielfalt der
Medien für alle Menschen – unab-
hängig von ihrer sozialen Herkunft 
oder ihrer kulturellen Zugehörig-
keit.

→ ein freies Netz für alle, Netzneutra-
lität und die Beseitigung von Hür-
den bei sozialer Benachteiligung. 
Der Staat muss den für jede_n offe-
nen Zugang zum Netz im privaten 
und im öffentlichen Raum sicher-
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Umgang mit den eigenen Daten und 
mit dem Verhalten im Internet muss 
reflektiert und gelernt werden.

Es ist notwendig, aus der Fülle an 
Informationen, die das World Wide 
Web bereithält, die wichtigen und 
richtigen zu filtern. Die Einordnung 
der Information und ihrer Herkunft 
erfordert Erfahrung und Übung. 
Leicht zu beschaffende oberflächliche 
Informationen, die schnell zu konsu-
mieren sind, ermöglichen alleine kei-
ne differenzierte Meinungsbildung.

Die Produktion, Nutzung und 
schnelle Verbreitung von Texten, 
Bildern, Filmen und anderen Inhalten 
im Internet werfen ganz neue Fragen 
auf. Sie betreffen zum Beispiel das Ur-
heberrecht oder die Verbreitung von 
Hatespeech und gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit.

Deshalb fordern wir:

→ die Förderung der Medienbildung:
Um den verantwortlichen Umgang 
mit digitalen und analogen Medien 
zu schulen, muss dieser stärker im 
Bildungsbereich integriert werden. 
Eine Schulung der Lehrenden ist 
notwendig, damit sie nicht von der 
Jugend im Wissen überholt werden. 
Wir fordern eine Medienpolitik 
und -pädagogik, die geeignete 
Angebote fordert und fördert, die 
aufklärt und die nicht nur durch 
Verbote und Kontrolle einengt.

→ ein zeitgemässes Urheber_innen-
recht, das an die Gegebenheiten 

und Möglichkeiten der digitalen 
Medien angepasst wird.

→ die konsequente Verfolgung von
menschenfeindlichen und diskri-
minierenden Inhalten.

Sicherheit

In seinem Beginn war das Internet 
frei und eigenorganisiert. Daraus ist 
zunehmend ein von Unternehmen 
und Staaten überwachtes Netz ge-
worden. Regelungen zu Schutz und 
Sicherheit sind notwendig. Gleich-
zeitig ist eine Unabhängigkeit von 
unternehmerischen Interessen und 
Profit unerlässlich.

Die digitale Welt ist kein rechts-
freier Raum. Grundlegende Men-
schenrechte und grundlegender 
Schutz der Persönlichkeit, die unsere 
Gesellschaft begründen, gelten auch 
in der digitalen Welt. Erweiterungen 
und Spezifizierungen der rechtlichen 
Regelungen durch die Politik sind 
notwendig. Sie müssen spezifisch auf 
die Bedürfnisse und Interaktionen im 
Netz angepasst werden.

Die Nutzung von „Big Data“, also 
dem Gewinnen von Erkenntnissen 
durch das Sammeln und Auswerten 
von Daten mithilfe von Algorithmen, 
bringt Wissenschaft und Technik 
weiter. Auf der anderen Seite können 
diese Daten aber auch missbraucht 
oder von Stellen verwertet werden, 
denen Personen nicht zustimmen 
wollen. Mittels Data Analytics wer-
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und an die jeweilige Lebenswelt der 
Zielgruppe angepasst werden. Eine 
repräsentative Rückmeldung kann 
nur so entstehen. Über formale und 
non-formale Bildungsangebote muss 
die Gesellschaft befähigt werden, 
daran teilzuhaben.

Formen der ePartizipation können 
eine Antwort auf Politikverdrossen-
heit sein. Die vielfältigen Möglich-
keiten der Meinungsbildung und 
Teilhabe haben jedoch auch Grenzen. 
Ein Bewusstsein dafür und wo diese 
liegen wollen wir in den Strukturen 
jugendverbandlicher Beteiligung auch 
selbst erarbeiten und überprüfen.

In einer funktionierenden Demo-
kratie kommt der freien Presse eine 
wichtige Aufgabe zu. Sie hat die Auf-
gabe zu informieren, zu kontrollieren 
und zur öffentlichen Meinungsbil-
dung beizutragen. Informationen 
und Inhalte müssen von der breiten 
Gesellschaft verstanden und konsu-
miert werden können. So ist es un-
abdingbar, dass eine entsprechende 
Aufbereitung und ein barrierefreies 
Angebot vorhanden sind.

Längst aber sprechen klassische 
Medien nicht mehr alle an. Es braucht 
neue Konzepte und eine angemessene 
Beteiligung der Medien in der digita-
len Welt. Eine Pressevielfalt ist dafür 
unabdingbar, um unterschiedliche 
Meinungen zu hören. Und so ist es 
auch notwendig, dass neue Player_in-
nen dabei integriert werden. Längst 
erreichen YouTuber_innen und Blog-

den vor allem wirtschaftliche Ziele 
verfolgt. Die Nutzer_innen müssen 
jederzeit das Wissen darüber haben, 
wo und wie personenbezogenen 
Daten verwendet werden und die 
Möglichkeit haben, dies abzustellen 
(Filtersouveränität).

Deshalb fordern wir:

→ die Errungenschaften des ana-
logen Zusammenlebens – zur Pri-
vatsphäre, Meinungsfreiheit, zur 
Würde, zum Briefgeheimnis und 
dem Recht auf informelle Selbstbe-
stimmung – auf die digitale Welt
zu übertragen.

→ für die Daten Filtersouveränität,
die bei den Nutzer_innen bleibt.

Digitale Medien als Instru-
mente zur Beteiligung und 
Meinungsbildung

Die Beteiligung der Masse ist origi-
närer Bestandteil des Digitalen und 
verbunden mit der Möglichkeit der 
Meinungsbildung über eben diesen 
Weg. Es ist notwendig, dass die viel-
fältigen Möglichkeiten umfangreich 
weiterentwickelt und gezielt einge-
setzt werden.

Der Einstieg muss einfach sein. 
Anbieter_innen müssen sich davon 
lösen, dass Beteiligung nur über vor-
gegebene Rahmen passiert. Auch ein 
„Like” kann Zustimmung und damit 
Beteiligung sein. Entsprechende Ak-
tivitäten müssen ernst genommen 
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ger_innen eine beachtliche Anzahl an 
User_innen. Sie können eine ähnliche 
Rolle einnehmen wie sie die klassi-
sche Presse hat. Dazu müssen sie sich 
ihrer Verantwortung bewusst sein 
und von Politik, Medien und Gesell-
schaft auch darin akzeptiert werden.

Deshalb fordern wir:

→ Aufgabe und Rolle des Journalis-
mus auch in der digitalen Welt 
angemessen wahrzunehmen und 
wertzuschätzen. Neue Player_in-
nen müssen integriert werden.

→ eine Förderung der Informations-
kompetenz und aktive Sensibilisie-
rung für eine reflektierte Medien-
kritik.

→ neue digitale Wege der Partizipati-
on zu erproben, und allen Men-
schen Mitbestimmung zu ermögli-
chen und zu erleichtern.
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Welt in VIELFALT

Als Christ_innen glauben wir, 
dass alle Menschen als Geschöpfe 
und Ebenbilder Gottes bedingungslos 
angenommen und geliebt sind. Dieser 
Glaube wird konkret im Respekt ge-
genüber allen Menschen – unabhän-
gig von ihrer Herkunft und Religion, 
ihrer sexuellen Orientierung bzw. 
Identität, ihrem sozialen Status und 
ihrem körperlichem wie geistigem 
Leistungsvermögen.

Kulturelle Vielfalt

Die 31. UNESCO-Generalkonferenz 
hat bereits im November 2001 eine 
„Allgemeine Erklärung zur kultu-
rellen Vielfalt“ verabschiedet. Darin 
heißt es: „Kulturelle Vielfalt spiegelt 
sich wider in der Einzigartigkeit 
und Vielfalt der Identitäten, die die 
Gruppen und Gesellschaften kenn-
zeichnen, aus denen die Menschheit 
besteht. Als Quelle des Austauschs, 
der Erneuerung und der Kreativität 
ist kulturelle Vielfalt für die Mensch-
heit ebenso wichtig wie die biologi-
sche Vielfalt für die Natur. Aus dieser 
Sicht stellt sie das gemeinsame Erbe 

ie biblische Aussage von der Got-
tebenbildlichkeit des Menschen 

qualifiziert den Menschen als Gottes 
Gegenüber und Partner_in, als ein 
Du, das von ihm angesprochen wird, 
und als ein Ich, das ihm gegenüber 
verantwortlich ist. Als Aussage der 
biblischen Urgeschichte gilt diese 
Qualifizierung des Menschen als 
„Gottes Ebenbild“ nicht exklusiv 
(nur für Gottesgläubige, Fromme, 
Anhänger_innen einer bestimmten 
Religion), sondern inklusiv für alle 
Menschen. Eine entsprechende Wür-
digung des Menschen an sich findet 
sich auch in der Moderne, z. B. im 
Artikel 1 der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte: „Alle Menschen 
sind frei und gleich an Würde und 
Rechten geboren. Sie sind mit Ver-
nunft und Gewissen begabt und sol-
len einander im Geist der Brüderlich-
keit begegnen.“ oder im Deutschen 
Grundgesetz, Art 1 Abs. 1.:

„Die Würde des Menschen ist
unantastbar. Sie zu achten und zu 
schützen ist Verpflichtung aller
staatlichen Gewalt.“

D

„Was ist der Mensch, dass du an ihn denkst, des Menschen Kind, dass du dich seiner 
annimmst? Du hast ihn nur wenig geringer gemacht als Gott, hast ihn mit Herrlich-
keit und Ehre gekrönt.“  						      (Psalm 8,5–6)
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der Menschheit dar und sollte zum 
Nutzen gegenwärtiger und künftiger 
Generationen anerkannt und bekräf-
tigt werden.“ Der kulturellen Vielfalt 
(Soziodiversität) wird damit ein hoher 
positiver Wert zugeschrieben. Sie 
gilt als Motor kulturellen Wandels – 
nicht nur im Sinne wirtschaftlichen 
Wachstums, sondern vor allem auch 
im Blick auf eine erfülltere emotiona-
le, moralische und geistige Existenz.

Dem steht die Wahrnehmung 
gegenüber, dass kulturelle Vielfalt 
von einigen Menschen eher als Be-
drohung denn als Bereicherung und 
Chance wahrgenommen wird. „Grup-
penbezogene Menschenfeindlichkeit“ 
und „Hasskriminalität“ sind ein 
wachsendes, nicht zu vernachlässi-
gendes Problem. Dennoch ist 
Deutschland längst ein Ein-
wanderungsland. Nicht nur mit 
Blick auf den demografischen Wan-
del (Überalterung der Gesellschaft, 
Fachkräftemangel, Sicherung 
der Sozialsysteme etc.), sondern 
auch in Bezug auf die Bereicherung 
unserer kulturellen Gesellschaft ist 

dies eine begrüßenswerte Entwick-
lung. Eine entsprechende „Willkom-
mens- und Integrationskultur“ ist 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
BDKJ und aej möchten hierbei auch 
in ihren Strukturen gegen gruppen-
bezogene Menschenfeindlichkeit 
Stellung beziehen und kulturelle Viel-
falt in die Angebote integrieren.

Deshalb fordern wir:

→ eine neue Migrationspolitik, die aus
den Grundsätzen der Gleichheit 
aller Menschen, der Gerechtigkeit 
und der Solidarität abgeleitet ist 
und den Menschen das Recht auf 
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Das Menschenrecht auf freie Reli-
gionsausübung wird in unserem Land 
durch eine wachsende Islamfeind-
lichkeit und dem nach wie vor vor-
handenen Antisemitismus in Frage 
gestellt. Dem gegenüber betonen wir 
den Wert der religiösen Vielfalt und 
die Bereicherung, die für uns alle in 
einem lebendigen Dialog der Religio-
nen liegt. Weil jeder Mensch, der hier 
bei uns seine Heimat hat, zu uns ge-
hört, sind selbstverständlich auch die 
Religionen dieser Menschen – Chris-
tentum, Judentum, Islam, Hinduis-
mus, Buddhismus und viele andere – 
ein Teil Deutschlands. Diese religiöse 
Vielfalt akzeptieren wir nicht nur, 
sofern sie sich in einem verfassungs-
gemäßen Rahmen bewegt, heißen 
wir sie ausdrücklich als Bereicherung 
unserer gesellschaftlichen Identität 
willkommen.

Deshalb fordern wir:

→ Lösungen, wie das Verhältnis der
Religionsgemeinschaften zum 
Staat und untereinander in Zu-
kunft gestaltet werden kann und 
soll. Ziele sind dabei die Gleich-
berechtigung der verschiedenen 
Religionen und ein interreligiöser 
Dialog auf Augenhöhe.

→ die Frage nach einem „in Überein-
stimmung mit den Grundsätzen 
der Religionsgemeinschaften“ 
(Art. 7.3. GG) erteilten Religions-
unterricht, insbesondere nach der 

freie Niederlassung, auf Asyl und 
auf Sicherung der Existenz gibt1. 

→ die Verantwortlichen in Politik
dazu auf, erkennbar Position gegen 
gruppenbezogene Menschenfeind-
lichkeit zu beziehen, Strategien 
gegen Rechts wirksam und nach-
haltig zu unterstützen und Maß-
nahmen gegen jegliche Form von 
Terrorismus zu ergreifen.

→ den systematischen Ausbau po-
litischer Bildung an formalen und 
non-formalen Bildungsorten, da-
mit Tendenzen von gruppenbezo-
gener Menschenfeindlichkeit (z. B. 
gegenüber Geflüchteten, Migran-
ten, Muslimen, Homosexuellen 
etc.) auf verschiedenen Wegen ent-
gegengewirkt werden kann.

→ die Politik auf, sich konsequent
für Freiheitsrechte wie die Presse-, 
Rede- und Meinungsfreiheit und 
für die Freiheit von Kunst und Kul-
tur einzusetzen.

Religiöse Vielfalt

Das Recht auf freie Religionsaus-
übung ist ein Menschenrecht, das 
auch durch das Grundgesetz der Bun-
desrepublik Deutschland geschützt 
wird. Angesichts der wachsenden 
kulturellen Vielfalt in unserem Land 
ist damit auch die größer werdende 
religiöse Vielfalt ein wichtiges Thema.

1	  Vgl. Migrationscharta der unabhängi-
gen ökumenischen Gruppe 
„KircheNordSüdUntenLinks“ in der 
Schweiz unter www.migrationscharta.ch
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Ausgestaltung des islamischen 
Religionsunterrichts, angesichts 
der Vielfältigkeit der religiösen 
Landschaft in unserem Land neu 
zu bedenken.

→ die Beseitigung von Diskriminie-
rungen im Zusammenhang mit 
der Religionsausübung – auch im 
öffentlichen Raum.

Geschlechtliche und
sexuelle Vielfalt 

Auch wenn die meisten Menschen 
ihre Identität eindeutig als Mann 
oder Frau verstehen, ist es wichtig 
wahrzunehmen, dass auch transgen-
der, transsexuelle und intersexuelle 
Menschen mit ihrer je eigenen Ge-
schlechtsdefinition sich nicht außer-
halb der Gesellschaft befinden. Ihrer 
Diskrimierung muss genauso wie der 
Diskriminierung homo- und bise-
xueller Menschen entgegengetreten 
werden. Entscheidend ist die freie 
und uneingeschränkte Möglichkeit 
zur Selbstfindung, weil diese grundle-
gend für ein erfülltes und zufriedenes 
Leben ist – ganz egal, ob und (wenn 
ja) welchem Geschlecht man sich 
zuordnen kann und will. Geschlecht-
liche und sexuelle Vielfalt sollte zu-
dem ganz selbstverständlich auch im 
öffentlichen Raum präsent sein.

Deshalb fordern wir:

→ jegliche Art der Diskriminierung
aufgrund des Geschlechts oder der 
sexuellen Orientierung bzw. Identi-

tät – auch im kirchlichen Kontext – 
aufzudecken und zu überwinden.

→ als einen ersten Schritt die Benut-
zung einer diskriminierungsfreien 
und gendersensiblen Sprache in 
allen Institutionen und Publikati-
onen.

→ die Ergänzung der Grundrechte in
Artikel 3, Absatz 3 des Grund-
gesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland um den Satz „Nie-
mand darf wegen seiner sexuellen 
Identität oder seiner sexuellen Ori-
entierung benachteiligt werden.“

Vielfalt der Lebensformen

Zu einer „Welt in Vielfalt“ gehören 
Respekt, Toleranz und Akzeptanz 
vielfältigen Lebensformen gegenüber. 
Insbesondere die zunehmende Viel-
falt der Familienformen ist hier zu 
nennen.

Der Verbindlichkeits- und Ver-
pflichtungscharakter der Ehe hat in 
den vergangenen Jahrzehnten abge-
nommen, die Pluralisierung der fami-
lialen Lebensformen hingegen nimmt 
zu. Die Gestaltung des Familienle-
bens (miteinander Zeit verbringen, 
Balance zwischen Beruf und Familie 
etc.) wird immer herausfordernder. 
Die Bedeutung außerfamiliärer Be-
treuung der Kinder nimmt zu. Migra-
tions-, Armuts- und Gewalterfahrun-
gen belasten viele Familien.
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Deshalb fordern wir:

→ angesichts des familialen Wandels
die Politik dazu auf, für eine 
Gleichstellung unterschiedlicher 
Familienformen zu sorgen. Hierzu 
gehört auch ein uneingeschränk-
tes Adoptionsrecht für gleichge-
schlechtliche Paare.

→ eine konsequente sozialgesetzgebe-
rische Gleichstellung aller Kinder 
und Jugendlichen, egal in welchen 
Familienkonstellationen sie auf-
wachsen.

→ die Schaffung von wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen, die 
verbindliche Beziehungen fördern, 
Zukunftschancen eröffnen und die 
Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf ermöglichen.

Trotz aller Umbrüche und Belas-
tungen, ist nach wie vor für alle Fa-
milienformen gleichermaßen grund-
legend, dass Menschen in Liebe und 
Treue zueinander stehen und nicht 
nur für sich selbst, sondern auch für 
ihre Partnerschaft Verantwortung 
übernehmen. Familien sind auch 
heute davon geprägt, dass die ältere 
Generation der jüngeren gegenüber 
Verantwortung übernimmt und ein 
pädagogisches Verhältnis zu ihr ein-
geht. Die besondere Aufgabe der Fa-
milie liegt also in ihrer „Erziehungs-
leistung“. Diese wird von leiblichen 
Eltern ebenso wie von Adoptiv- oder 
Pflegeeltern erbracht und ist gleicher-
maßen wertzuschätzen. Familie ist 
ein fester Anker im Leben und die 
Grundlage für ein gutes Aufwachsen 
der Kinder, sie ist der erste Lernort 
für ein gutes Zusammenleben.

Der „besondere Schutz“, unter dem 
Ehe und Familie nach dem Grund-
gesetz stehen (Art. 6.1. GG), wird 
durch die Umsetzung der folgenden 
Forderungen nicht in Frage gestellt, 
sondern angesichts sich wandelnder 
Familienformen ausgebaut.
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